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Gemma kam ohne große
Probleme mit dem Pass ih-

rer Schwester von den
Phillippinen nach Eng-

land. Diese war bereits vor
vier Jahren “illegal” aus-

gewandert, hatte sich als
Hausmädchen in London
durchgeschlagen und in

Zusammenarbeit mit einer
Unterstützungsgruppe der

“domestic workers”
schließlich ihre Legalisie-

rung erstritten.

Karim hatte nicht damit
gerechnet, daß ihm die

Leute in Tarifa so gut wei-
terhelfen würden. Er hatte
kaum Geld, als er aus Al-
gerien abhaute, die Über-

fahrt auf der patera war
gefährlich, doch jetzt war
er in Paris bei Freunden.

Die Familie Surani muß-
te, nachdem sie endlich

den Iran Richtung Türkei
verlassen hatten, den Um-

weg über Kiew nehmen,
um nach Hamburg zu ge-

langen. Die Schlepper wa-
ren teuer, aber fair, die
zwei Kinder reisten zum
halben Preis quer durch

Osteuropa.

Li schaffte es beim zwei-
ten Versuch im Schnell-
boot über den Kanal von
Otranto und ist heute ei-

ner der berühmten “7000
unsterblichen Chinesen

von Florenz”. In der diese
Zahl umfassenden legalen
Community wurde nie ein
Todesfall gemeldet - war-

um sollte man auch ein
gültiges Aufenthaltspa-

pier verfallen lassen?

werden, um den Aufgaben und Herausfor-
derungen gerecht zu werden, mit denen
sie innerhalb und außerhalb der Arbeits-
zeit konfrontiert sind. Ein dramatischer
Wandel des Arbeitsbegriffs, der Arbeits-
welt und der Subjektivität der Produzen-
tInnen.
Schließlich könnte nicht der Sozial-, Na-
tional- oder Sonstwas-Staat, sondern das
kapitalistische Konzept von Lohnarbeit
durch die technologischen Entwicklungen
und die Migrationsbewegungen in die Kri-
se geraten: eine Krise der Arbeitskraft als
Ware. Je weniger bemessbar und bere-
chenbar der Wert einer Tätigkeit ist, je
wichtiger für die Produktivität weder kal-
kulierbare noch erzwingbare noch gar ver-
allgemeinerbare Effekte wie Intuition,
Kreativität und Einfühlungsvermögen wer-
den, umso deutlicher wird, was zunächst
wie eine Übertreibung wirken mag: Jeder
Mensch ist ein Experte! Jeder Mensch spe-
zialisiert sich im Laufe eines Lebens, und
eben die Vielfalt dieser besonderen Erfah-
rungen machen Reichtum und Produktivi-
tät sozialer Praxis aus.

Globale Freizügigkeit
Gut ist, was nützlich ist; und nützlich ist im
Sinne des klassischen Utilitarismus, was
größtmögliches Glück für die größtmögli-
che Anzahl von Menschen herstellt. Allge-
meine Freizügigkeit, die im Moment ein
Glück für nur wenige darstellt, ist aber
nichts, was großzügigerweise oder selektiv
gewährt werden könnte. Das Recht auf
globale Bewegungsfreiheit ist das Recht
der Menschen, selbst zu entscheiden, wo
sie leben wollen und wie. Dieses Recht
kann nur erkämpft werden, und dieses
Recht eignen sich die Menschen in einem
fort und aus den verschiedensten Gründen
an, die nur sie selbst etwas angehen.
Experten werden überall gebraucht und
werden sich das Recht nicht nehmen las-
sen, sich überall dort aufzuhalten, wo es
ihnen geboten scheint. Es ist zwecklos, ih-
ren Nutzen beschränken zu wollen, von
vorneherein festzulegen, lokal oder tem-
porär zu begrenzen. Jeder Mensch ist ein
Experte! bedeutet nicht zuletzt ein global
angelegtes Experiment. Es meint die Ge-
samtheit aller produktiven Praktiken und
würdigt deren Verschiedenheit und Einzig-
artigkeit - und zwar unabhängig von oder
im krassen Widerspruch zu ihrer kurzfristi-
gen Verwertbarkeit unter dem Kommando
stumpfsinniger Lohnarbeit.

Neue Produktionszyklen- und prozesse ver-
langen nach internationalen und mobilen
Belegschaften, die dem zunehmend ent-
fesselten kapitalistischen Konkurrenz-
kampf gewachsen sind. Doch im
Bewußtsein der Masse der Gewerkschafts-
funktionäre und ihrer Stammbelegschaften
ist die Internationalisierung der Arbeitsbe-
ziehungen noch nicht angekommen. Nach
wie vor reagieren Arbeitervertreter in erster
Linie national borniert und entsolidarisie-
rend auf diese Veränderungen, anstatt sich
auf MigrantInnen als working class heroes
der Globalisierung, die working poor und
immateriellen ArbeiterInnen zu beziehen.
Wenn offene Grenzen nicht einfach nur das
Recht auf Ausbeutung oder Konkurrenz für
jeden sein sollen, ist eine radikale Kritik
des fordistischen Arbeitsethos notwendig;
eine Neubestimmung von sozialer Produk-
tivität und Interaktivität diesseits und jen-
seits der flüssigen Grenzen kapitalistischer
Ausbeutungsregime; eine Globalisierung
der Rechte durch untereinander vernetzte
Kämpfe international zusammengesetzter
Belegschaften, Communities, Bewegun-
gen. Die Annahme, dass alles bleibt, wie
es ist, obwohl die Grundsteine der alten
Ordnung erodiert oder abgetragen worden
sind, mag der Hauptgrund für den Mehltau
auf den gesellschaftlichen Verhältnissen
hierzulande sein.

Globalisierung der Rechte
Die Menschen auf dieser Welt zu sortieren
in angeblich Nützliche und Nutzlose, in
Shareholder und Besitzlose wird durchge-
setzt durch unzählige Techniken der Diffe-
renzierung, Diskriminierung,
Unterdrückung und Ausbeutung. Vor die-
sem Hintergrund ist Solidarität mit Migran-
tInnen und Flüchtlingen dieselbe
Selbstverständlichkeit wie die Kritik an
den Insitutionen der Weltwirtschaft. The
People of Seattle, Expertinnen des Auf-
ruhrs, sind die Vorboten der globalen
Kämpfe um politische, soziale und Men-
schenrechte. Ganz zu schweigen von der
Umwälzung längst überkommener Verhält-
nisse, in denen ein Mensch des anderen
Menschen Feind ist. Globalisation of
rights und Freedom of movement werden
zu Fixpunkten der internationalen Kommu-
nikation zwischen sozialen Kämpfen. Die
Quizfrage aber lautet: Wo und wann wer-
den die Expertinnen des blossen Überle-
bens und der Aneignung elementarer
Rechte sich mit den Expertinnen des Prote-
stes treffen, wie werden die Expertinnen in
Sachen Information und Kommunikation
mit Expertinnen für Streiks und Revolten
zusammenfinden, welche utopischen Alli-
anzen und alltäglichen Kooperationen wer-
den daraus entstehen?

Es war der zuständige EU-Komissar Anto-
nio Vitorino höchstpersönlich, der im Som-
mer 2000 offiziell bekanntgab, Europa
habe den Kampf um »Nullmigration« verlo-
ren. Mindestens 500.000 illegale Einwan-
derungen pro Jahr haben das Gerede von
der Festung Europa zur Farce werden las-
sen. Vitorinos Vorschlag: Was nicht verhin-
dert, müsse wenigstens gesteuert werden.
Als das vielzitierte Boot auf einmal nicht
mehr voll sein sollte, kam das Gespenst
von den Experten also gerade recht. Den-
noch wirkt es, als wüßte niemand so ge-
nau, wer diese Experten überhaupt sein
sollen, dafür aber umso besser, wem sie
schadeten oder nutzten. Experten seien
nützliche MigrantInnen, sagen die einen.
Experten seien Lohndrücker, sagen die an-
deren. Experten würden Renten sichern
oder Kindern gut bezahlte Jobs vor der
Nase wegschnappen. Die Verwirrung ist
groß und nicht einmal eine eigens einberu-
fene Expertenkommission kann für Klar-
heit sorgen.

Was ist ein Experte?
Die Bundesregierung zum Beispiel glaubt,
einen Experten daran erkennen zu können,
dass er über 100.000 Mark im Jahr verdie-
nen wird oder wenigstens über ein abge-
schlossenes Hochschulstudium verfügt.
Experten selbst können über derart ver-
kürzte Darstellungen nur lachen. Denn: Ex-
perte werden, ist nicht schwer. In
Hyderabad werden Menschen von der Stra-
ße weg in wenigen Wochen zu Computer-
Experten geschult. Entscheidendes Aus-
wahlkriterium ist für die Personalchefs und
Headhunter-Agenturen der »Hunger in den
Augen«. In USA und Europa arbeiten un-
zählige Menschen in unterbezahlten Jobs
der neuen Dienstleistungsindustrien und
bringen sich nach oder während der Ar-
beitszeit gegenseitig Programmieren bei.
Eines ist unbestritten: Experten sind heute
auf Feldern tätig, in denen es vornehmlich
um Information und Kommunikation geht:
Strategische Positionen, auf denen der
Tauschwert des Arbeitsproduktes zuneh-
mend irrelevant wird und eine gesell-
schaftlich notwendige Arbeitszeit nicht
mehr auszumachen ist. Resultat sind kras-
se Unterschiede in der Entlohnung teilwei-
se identischer Tätigkeiten. Während
prekäre Arbeitsverhältnisse hemmungslos
um sich greifen, werden gleichzeitig und
oft sogar an denselben Stellen Experten
gesucht, die sich auf einen selbstbewuss-
ten Umgang nicht nur mit Technologie ver-
stehen, die sich zu helfen wissen und be-
reit sind, dieses Wissen anderen zur
Verfügung zu stellen.

Vergesst die Technologie!
Der Rat der Experten lautet nun: »Vergesst
die Technologie! Die Zukunft sind wir
selbst.« Experten sind Menschen, die auf
einem gewissen Gebiet eine Vielzahl von
Erfahrungen gesammelt haben. Erfahren
heißt, in unterschiedlichen Zusammenhän-
gen Veränderungen zu erleben. Diese Er-
fahrungen machen in ihrer Gesamtheit
weit mehr als die Summe der einzelnen Er-
gebnisse aus. Sie drücken eine Fähigkeit
aus, sich auf unterschiedliche Situationen
einstellen und darin behaupten zu können.
Expertentum bedeutet in erster Linie also
soziale Auseinandersetzungsbereitschaft.
Italienische Linksradikale haben schon in
den 70er Jahren prognostiziert, dass auch
gewöhnliche ArbeiterInnen und Angestellte
bald außergewöhnliche kommunikative
und intellektuelle Fähigkeiten entwickeln

»Der Zirkulation des Kapitals und der Wa-
ren kann eine einzige regulierende Grenze
gesetzt werden, die nicht rein defensiv wä-
re: die selbstbestimmte Mobilität des
Menschen.« Was Yann Moulier Boutang
Anfang der 90er Jahre feststellte, scheint
in diesen Wochen und Monaten aktueller
denn je. Leitlinien für eine regulierte Zu-
wanderung zu erfinden, war die Aufgabe
einer Expertenkommission, die aus der
Lobby des Bundestages zusammengesetzt
wurde. Expertinnen in Sachen Flucht und
Migration fanden in diesem Gremium we-
der Gehör noch Stimme. Soviel Inkompe-
tenz und Stellvertreterpolitik hat durchaus
Methode. Schließlich geht es in der ge-
samten Einwanderungsdebatte hauptsäch-
lich darum, zu unterschlagen, dass die
gegenwärtige Dynamik in erster Linie von
denen in Gang gesetzt wurde, die nun fast
drei Jahrzehnte mit aller Gewalt bekämpft
wurden: legale und illegale EinwandererIn-
nen, die ihr Recht auf Freizügigkeit in die
eigene Hand genommen haben.

Deutschsein genügt nicht
Doch der Reihe nach: Schon wenige Wo-
chen nach der Regiertungsübernahme
schlitterte die rot-grüne Koalition in einen
Eklat mit gewaltigen Auswirkungen. Millio-
nen deutscher Bürgerinnen und Bürger üb-
ten sich als ExpertInnen in Sachen
Staatsbürgerschaft. Mit ihren Unterschrif-
ten kippten sie im Rahmen einer CDU-
Kampagne gegen die doppelte Staatsan-
gehörigkeit den Gesetzentwurf der rot-grü-
nen Bundesregierung. Ein Jahr später,
pünktlich zur Eröffnung der Cebit 2000
jagte der Bundeskanzler dann dem Wahl-
volk einen gewaltigen Schreck ein: Arbeits-
plätze hätten von nun an etwas weniger
mit der Nationalität als vielmehr mit Kom-
petenz zu tun. Kompetenzen, die die Kon-
zerne sich im 21. Jahrhundert in aller Welt
besorgen müssen. Identitätspolitische An-
sätze sind diskreditiert - Deutschsein al-
lein genügt offenbar nicht mehr.
Um diese Hiobsbotschaft einigermaßen
verdaulich zu machen, haben des Kanzlers
Spindoctors der Deutschen liebste Kinder
adoptiert: Sie heißen Rente, Fortschritt,
Produktivität. Damit die Anpassung bun-
desrepublikanischer Wirtschaftsstandards
an globale Maßstäbe nicht an völkischen
Vorbehalten scheitert, mußte sie geschickt
verpackt unters Volk gebracht werden.
Eine Kampagne für Deutschlands Poolpo-
sition in der Formel 1 des technologischen
Fortschritt, gegen die antimodernen Res-
sentiments und Neonazi-Terror war der
Schlager des Antifa-Sommers 2000.
Schon einmal, im Jahre 1984 waren die
Deutschen vom Aussterben bedroht. Doch
erst im Jahr 2000 kann die Gefahr gebannt
werden: Expertinnen braucht das Land, da-
mit unsere Renten sicher bleiben.
Der Taktstock von WTO, IWF und Weltbank
regiert nicht nur in der »Drtten Welt«, son-
dern dirigiert auch den Modernisierungs-
druck auf die alteingesessenen
europäischen Wirtschafts- und Sozialord-
nungen. Die Deregulierung sozialer und ta-
riflicher Standards läuft auf Hochtouren.
Transnationalen Finanzmärkte fordern den
Zugriff auf die Versicherungskassen der
Lohnabhängigen und deren Privatisierung.

Gespenster
Niemand glaubt mehr an Gespenster, und dabei hätte
es durchaus seinen Reiz. Sieht es doch auf einmal so
aus, als gäbe es einen neuen Spuk - den Mangel an
hochqualifizierten Arbeitskräften, der eine neue Ein-
wanderungsdebatte ausgelöst hat. Das Gespenst, das
in Europa umgeht, ist das Gespenst des Expertentums.

Autonomie
Zahllose Menschen sind an den Grenzen gescheitert,
verzweifelt, ums Leben gekommen, auf der Strecke ge-
blieben - im wahrsten Sinne des Wortes. Viele bezwin-
gen trotzdem die vermeintliche Festung Europa, auf
sich allein gestellt oder mit Hilfe aus den Communities.
Expertinnen im Überlebenskampf, in Start-Ups ohne
Netz und doppelten Boden.
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stungsrassismus. Zu den Kriterien Hautfar-
be, Ethnie, Vermögen oder Kultur kommt,
wieviel man leistet. Die Faulheitsdebatte,
Gesundheitsreform und Sozialpolitik zei-
gen, daß das uns alle treffen kann. Mit
dieser Einwanderungspolitik, den Markt-
gesetzen und dem Nützlichkeitsprinzip
kann es keinen Kompromiß geben sondern
nur einen radikalen Bruch. Uns interessie-
ren weder Markt noch nationale Interes-
sen, unser einziger Bezugspunkt sind die
Menschen. Grundlage für jede Politik muß
das schlichte Existenzrecht, die Men-
schenrechte, der Kampf um die ersten Le-
bensmittel und das Recht auf Freizügigkeit
sein. »Kein Mensch ist illegal« und »Papie-
re für alle« ist so aktuell wie nie.

Antirassismus Büro Bremen

Der antirassistischen Linken fällt es bis-
lang schwer, diese Veränderungen einzu-
schätzen oder einzuordnen, geschweige
denn sich einzumischen und zu intervenie-
ren. Einige verschanzen sich hinter einer
Position, die alles beim alten sieht, allen-
falls neue Rhetoriken ausmacht und kei-
nerlei Handlungsbedarf erkennen will.
Andere räumen zwar einen Kurswechsel in
der Einwanderungspolitik ein, doch auf der
Tagesordnung stehe nur eine deprimieren-
de Verschärfung altbekannter rassistischer
Ausbeutungsverhältnisse.

Neue Chancen?
Wir sehen das anders. Wir glauben, der ak-
tuellen Einwanderungsdebatte einige neue
Chancen und Möglichkeiten abgewinnen
zu können. Wir schreiben der Subjektivität
der MigrantInnen und der Autonomie der
Migration eine Schlüsselstellung zu.
Gleichzeitig verlassen wir mit der Parole
»jeder mensch ist ein experte« den vor al-
lem moralisch motivierten Antirassismus
und wollen Verbindungslinien zu sozialen
Auseinandersetzungen suchen. Schließ-
lich: Wir befürworten wirksame, kurzfristi-
ge Einmischungen und befürchen deshalb
nicht, längerfristige Zielsetzungen aus den
Augen zu verlieren.
Die Formierung eines neuen Migrationsre-
gimes vollzieht sich als komplexer Prozess.
Aus unterschiedlichen Blickwinkeln und
entlang mehrerer uns wichtig erscheinen-
der Aspekte sammelt die vorliegende Zei-
tung zunächst Positionen, Thesen und
Einschätzungen. Wir hatten verschiedene

Gruppen und Personen um entsprechende
Beiträge gebeten. Diese ergeben sicherlich
kein zusammenhängendes Bild und wider-
sprechen sich bisweilen sogar in ihren un-
mittelbaren Forderungen.

jeder mensch ist ein experte!
Eine gegenseitige Vermittlung halten wir
für umso dringlicher, und hinsichtlich einer
»Ausweitung ins Feld des Sozialen«, wie
sie in mehreren Texten durchscheint, se-
hen wir gute Möglichkeiten aufeinander
bezogener Aktivitäten.
Wir begreifen unsere Parole als einen Dis-
kussionspol. Als Zuspitzung, mit der wir die
notwendige Debatte und sich anschließen-
de Fragen praktischer Interventionen nach
innen wie nach außen anfeuern wollen. Die
Zeitung dient hoffentlich als Anregung.
Weiterer Diskussionsraum muß eröffnet
werden, nicht nur auf dem Grenzcamp,
sondern in neuen Treffen und Aktionen,
oder zum Beispiel auch bei Gelegenheiten
wie der Konferenz »make world --border=0;
location=YES« in München im Oktober
(siehe Seite 8).
Die vorliegende Zeitung steht im Zusam-
menhang mit der gleichnamigen Veranstal-
tung auf dem vierten antirassistischen
Grenzcamp am Frankfurter Flughafen. Sie
wurde von einzelnen AktivistInnen aus der
Kampagne kein mensch ist illegal sowie
aus der Vorbereitungsgruppe des Grenz-
camps erstellt.

Temporäre Assoziation »jeder mensch ist eine
expertin«

Weil der Mensch ein Mensch ist
In Europa leben rund fünf bis sechs Millionen Menschen ohne Papiere. Die Gremien
der EU sind sich darüber einig, daß die bisherigen Instrumente der Migrationspolitik
versagt haben.
Alle derzeitigen Schritte - Green Card, Zu-
wanderungskommission, Integrationspoli-
tik, europäische Verschärfung des
Asylrechts, Vorverlagerung der EU-Außen-
grenzen, Rücknahmeabkommen mit den
AKP-Staaten dienen der Wiederherstellung
der Kontrolle. Den Kontext bildet eine weit
umfassendere Krise: die Alterung der Be-
völkerung und Bevölkerungsrückgang, Ak-
kumulationskrise und die Krise der
Mobilität, Verwertungsblockaden und
Börsencrashes in Serie.

Kurswechsel über Nacht
Die englische Regierung nahm quasi über
Nacht einen 180 Grad Kurswechsel vor:
nach 30 Jahren rassistischer Anti-Einwan-
derungsrhetorik sei Zuwanderung wieder
wünschenswert, Wirtschaft und Kultur hät-
ten im Grunde schon immer davon profi-
tiert. Es gehe natürlich nicht um offene
Grenzen, sondern um »Qualitätskontrol-
len«. Zuwanderung sei nur »für die besten
und begabtesten« gedacht. 100.000 Ar-
beitserlaubnisse wurden für dieses Jahr
ausgegeben. Doch während die Regierung
NGOs, Linken und Akademikern umwirbt,
um gemeinsam ein neues Zuwanderungs-
regime zu entwerfen, torpediert der Innen-
minister die Genfer Flüchtlingskonvention
und die Abschiebequoten steigen monat-
lich auf immer neue Rekordhochs. In Itali-
en verlangen die Unternehmer die
Verdreifachung der Quoten für Arbeitsmi-
granten. Immerhin 83.000 Arbeitsbewilli-
gungen wurden für 2001 gewährt, die
Legalisierungen in den letzten drei Jahren
von ca. 150.000 Sans Papiers war zwar in
erster Linie deren Widerstand geschuldet.
Die Bedingung des Arbeitsplatznachwei-
ses zeigt aber auch, daß die Arbeitsmarkt-
logik im Spiel ist. Da Italiener keine Lust
mehr haben, Tomaten zu ernten, müssen
eben Polen, Ukrainer oder auch Banglade-
shis ran. Das Land soll nun Zuwanderungs-
land werden - ähnlich wie Spanien und
Griechenland.
In Deutschland wird plausibel gemacht,
was auf EU-Ebene längst beschlossen ist,
die Green Card war der Testballon und die
Zuwanderungsdebatte ist ein politisches

Schauspiel, an dessen Ende sich das tra-
ditionelle Blutsrecht dem ökonomischen
Primat unterwerfen muß.

Zwei Seiten einer Medaille
In allen Staaten der EU geht es um die Glo-
balisierung der Arbeitsmärkte, die Neuzu-
sammensetzung der (arbeitenden)
Bevölkerung, die Neuorganisation von
Ausbeutung und damit um die Aushebe-
lung des traditionellen Gesellschaftsver-
trages. Die Strategien der EU-Staaten
basieren auf mehreren Säulen: Bekämp-
fung selbstbestimmter Migration in den
Transit- und Herkunftsregionen unter an-
derem durch die Zerschlagung der Flucht-
routen; Verschärfungen des Asylrechts;
partielle Legalisierungen als eine Art Flur-
bereinigung; (datentechnische) Kontrollen
und Abschiebungen der Illegalisierten;
schließlich die selektive Auswahl der
»Nützlichen« und Integrationsangebote an
die Erwünschten. Die Durchsetzung des
kapitalistischen Regimes (Weltbank, IWF,
WTO) hat einen Zwilling: die Instrumente
des neuen globalen Migrationsregimes
(EU, IOM, IGC etc.). Die Durchsetzung neu-
er Wertschöpfungsnetze ist eng verknüpft
mit dem Kampf gegen die Migration als
sozialer Bewegung. Deshalb sind auch die
Kämpfe gegen die Globalisierung und die
Kämpfe gegen das Migrationsregime mit-
einander verwandt. Im Weltmaßstab wird
die Modernisierung des Migrationsregimes
mehr Verlierer als Gewinner haben.

Leistungsrassismus
Millionen Menschen werden feststellen,
daß sie unerwünscht sind und von den
Markgesetzen als Unnütze verschmäht
werden, weil sie zu alt, zu jung, zu viel oder
unausgebildet sind. Das kann Armut be-
deuten, Perspektivlosigkeit oder den Tod,
der als Krankheit, Hunger oder Krieg da-
herkommt, Sozialdarwinismus pur. Der
Brain Drain wird die wirtschaftliche Lage
und den Überlebenskampf nur noch weiter
erschweren. Die neue Einwanderungspoli-
tik ist gleichbedeutend mit der Moderni-
sierung von Rassismus, der völkische
Rassismus wird abgelöst durch einen Lei-

Warum diese Zeitung?
Ziemlich lächerlich, was die sogenannte Süßmuth-
Kommission unlängst als Vorschläge zur Neuregelung
der Einwanderung präsentierte, doch das moderne Mi-
grationsregime erhält zweifellos neue Konturen, und
zwar europaweit.

Impressum
Diese Ausgabe der Kampagnenzeitung
jeder mensch ist ein experte! wird in ei-
ner Auflage von 10.000 Exemplaren
verteilt. Wir bedanken uns bei den zahl-
reichen Menschen, die mit ihren Spen-
den die Veröffentlichung ermöglichten.
Gleichzeitig bitten wir für weitere Veröf-
fentlichungen dringend um neue Spen-
den.
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setzes: H. Kopp, Metzgerstraße 8,
63450 Hanau

Druck: Caro-Druck, Frankfurt/Main

Auf alle Texte: No Copyright! Verbrei-
tung und Vervielfältigung ist sehr er-
wünscht.

http://www.expertbase.net

http://www.noborder.org

http://www.contrast.org/borders/kein

Juli 2001

kein
mensch
ist

illegal



expert2    3  Mon Jul 23 13:43:11 2001

jeder mensch ist ein experte! jeder mensch ist ein experte! jeder mensch ist ein experte! jeder mensch ist ein experte! jeder mensch ist ein experte! jeder mensch ist ein experte! jeder mensch ist ein experte! jeder mensch ist ein experte! jeder mensch ist ein experte! jeder mensch ist ein experte! jeder mensch ist ein experte! jeder mensch ist ein experte! jeder mensch ist ein experte! jeder mensch ist ein experte! jeder mensch ist ein experte! jeder mensch ist ein experte! jeder mensch ist ein experte! jeder mensch ist ein experte!

Die Höhle
Als Anfang der neunziger Jahre rassistische Übergriffe und nationalistische Stim-
mung in Deutschland innerhalb der Linken langsam zur Ausbildung eines Antirassis-
mus beitrugen, war dies zugleich die Geburtsstunde einer Arbeitsteilung, - mit allen
obskuren Nebeneffekten der Tabuisierung identitätspolitischer Dispositionen für
Mehrheitsangehörige.
Diese Arbeitsteilung mündet spätestens
heute in eine Krise des Antirassismus. Mit
der Abschaffung des Asylrechts schien
dann die Arbeitsteilung zementiert: Die ei-
nen beschäftigten sich mit Neonazis, an-
dere mit Flüchtlingen und der Rest
kümmerte sich um die sogenannte »Anti-
ra«-Arbeit. Diese Arbeitsteilung ist zu-
gleich Ausdruck der Hegemonie des
rassistischen Regimes in den neunziger
Jahren. Der Antirassismus und seine Drei-
faltigkeit blieb ein Antirassismus der De-
fensive.

Pro Asyl sein
Er besteht auch heute hauptsächlich in der
Reproduktion dieser Defensivität des anti-
rassistischen Spektrums, in dem die für
separat erkämpfbar gehaltenen Aktions-
und Politikfelder, deren Existenz erst von
den Wirkungseffekten rassistischer Herr-
schaft selbst in die Welt gesetzt wurde, in
Tat und Wort immer wieder bestätigt wer-
den. Die zugrundeliegende Struktur, die
ethnische Stratifikation von Lebensschan-
cen, konnte in keinem Ansatz praktisch in
Frage gestellt werden, weil sie die objekti-
ve Bedingung für die Politisierung in die-
sem begrenzten Feld stellte: Es muss wilde
Kanaken geben, die die deutsche Linke
satt haben, damit ich mit denen Selbstor-
ganisierungspolitik als Antideutsche oder
Antinationale spielen kann. Es muss
Flüchtlinge geben, die ich betreuen kann,
damit ich Pro Asyl bin.
Es ist also kein Zufall, dass die ganze Sze-
ne seit dem letzten kurzen Sommer der
Staatsantifa in eine Legitimations- und Zu-
ständigkeitskrise geriet, deren Überwin-
dung sie durch eine »Professionalisierung«
im Sinne von staatlich subventionierten
NGOs und in der verzweifelten Suche nach
Bündnispartnern aus dem maroden linksli-
beralen Spektrum für die Gestaltung der
freundlichen Einwanderungsgesellschaft
zu suchen scheint. Unter den Bedingungen
von Green Card, Einwanderungsdebatte
und Staatsbürgerschaftsreform ist diese
Konstellation nunmehr unbrauchbar ge-
worden.

Überwindung der Arbeitsteilung
Tatsächlich gibt es auch ein Bewusstsein
dieser Unmöglichkeit, welches sich in den
gegenwärtigen Bewegungen und Verschie-
bungen innerhalb der radikalen Linken und
ihrer Art und Weise antirassistisch zu sein,

manifestiert. Das Grenzcamp ist dafür nur
ein Beispiel, ein anderes ist sicher der
Hype, aber auch die real wachsende Be-
deutung von MigrantInnenselbstorganisa-
tionen wie The Voice, Die Karawane und
auch Kanak Attak.
Mit der Frage nach der Überwindung der
Arbeitsteilung steht auch die Frage nach
einer Neubegründung des Politischen auf
der Tagesordnung. So müsste ein neuer
Antirassismus einen Perspektivwechsel
vornehmen und etwa keine Forderungen an
den Staat richten, sondern auf Mobilisie-
rung und Bewegung setzen. Dabei geht es
weniger um eine Stilisierung von Migran-
tinnen und Migranten als privilegierte Sub-
jekte des antirassistischen Kampfes,
sondern vor allem um eine Konzentration
auf die Dynamik der Kämpfe selbst. In
Konsequenz bedeutet das, den Antirassis-
mus komplett anders zu denken. Nicht wie
üblich als Reaktion auf die staatliche Re-
pression, die automatisch in die Abeitstei-
lungstrinität führt und Migrantinnen und
Migranten als zu beschützende Opfer be-
handelt und /oder den »rassistischen«
Staat als ein fügsames Instrument des Ka-
pitals oder als rationales Subjekt zur Eta-
blierung rassistischer Herschaft
wahrnimmt (und dementsprechend behan-
delt).

Verdichtungen und Momente
Demgegenüber muss die Materialität des
sog. »staatlichen Rassismus« als ein Be-
ziehungsverhältnis sozialer Kräfte, bzw. als
ein materieller Kristallisationspunkt von
Beziehungen zwischen gesellschaftlich ko-
existierenden Gruppen und Gruppenfrak-
tionen begriffen werden. Konkreter gesagt:
als eine immer wieder umkämpfte Verdich-
tung von Kräftegleichgewichten in politisch
relevanten Kämpfen, indem Momente und
Ereignisse geschaffen werden müssen, die
die migrantischen Realitäten nicht länger
ignorieren können.
Weder der Kanak-Alltag und seine Kritik
noch sein Verhältnis zu den strukturell
stattfindend Prozessen der Klassenfrag-
mentierung ist gleich geblieben. Dies gilt
auch für die Reaktionen des Staates auf
das veränderte Kräftegleichgewichte der
rassistischen Hegemonie im Alltag. Die
staatlich gehypte Kanakophilie ist nicht
nur längst überfällige Modernisierungs-
maßnahme im weltweiten Konkurenz-
kampf um die billigste qualifizerte

Arbeitskraft, sondern auch ein Ausdruck
der Autonomie der Migration gegenüber
der Kontrollpolitik der Einwanderungstaa-
ten. Die Effekte der neuen Einwanderungs-
regulierung sorgen für eine grundlegende
Veränderung der ethnischen Unterschich-
tung durch eine neue Zusammensetzung
der ethnischen Arbeit. Angeworbene bzw.
anzuwerbende Leitungsfunktionäre und
immateriell arbeitende Kanaken plazieren
sich jenseits klassischer Bad-Jobs und
dies bei Beibehaltung des Bedarfs an un-
qualifizierten und prekär beschäftigten In-
tegrationsverlierern der zweiten und x-ten
Generation oder Illegalisierten. Dadurch
formieren sich allerdings nicht nur Mög-
lichkeiten des Bruchs von identitären
Zwangsverhältnisse des Elends, der ethno-
identitären Segmentation der Arbeit, son-
dern es ergeben sich auch neue Möglich-
keiten des Widerstandes.

Legalisierung?
Der Antirassismus muss das rassistische
Regime selbst als eine Artikulation seiner
Erfolge und Niederlagen begreifen, das
heißt die vom Rassismus Betroffenen, die
Antirassisten und die Kritiker sind im Ras-
sismus, als einem sozialen Verhältnis. Der
Rassismus funktioniert nicht immer auf die
gleiche Weise, es gibt mehrere Lösungen,
mehrere Interventionsformen innerhalb
des Einwanderungsregimes.
Die Legalisierungsdebatte alias Einwande-
rungsdebatte ist ein Paradebeispiel dafür.
Ihre Durchsetzung hängt stark von den For-
men der institutionalisierten Kompromisse
ab, die der Antirassimus zu erzwingen be-
reit wäre. Das heisst auch, dass ein Ein-
greifen in die Kräfteverhältnisse nichts mit
Reformismus zu tun hat. Als Mitte der
neunziger Jahren die Forderung nach Lega-
lisierung von off limits & anderen erhoben
wurde, galt es in den diversen linksradika-
len Zirkeln als ein Affront gegen die Forde-
rung nach offenen Grenzen und die
Organisierung der Illegalität. Eine »plausi-
ble« Antwort - aber nur bezogen auf eine
absolut idealistische Einschätzung der
Kräfteverhältnisse, in denen die Forderung
formuliert wurde.

Der letzte Schrei
Faktisch folgte aus der Kritik der Legalisie-
rungsgegner eine Vertiefung der Spal-
tungslinien innerhalb der antirassistischen
Arbeitsteilung. Es ist aber immer schon
idiotisch, eine marginale Position inner-
halb einer sowieso marginalisierten Linke
des Reformismus zu bezichtigen. Wir glau-
ben im Gegenteil, dass es noch nie eine so
günstige Konjuktur für eine Legalisierungs-
kampagne mit mobilisierenden Wirkungen
gegeben hat. In einer Zeit in der die Ein-
wanderungsdebatte als la dernier crie der
Fortschrittlichkeit gilt, demonstriert die
Forderung nach Legalisierung als die un-
diskutable Vorbedingung für jede Art der
Partizipation an der Gestaltung des Ein-
wanderungsgesetzes die Grenzen der Ka-
nakophilie und des humanistischen
Gelabers. Wichtig ist dabei, dass dieser
Antirassismus der Offensive sich selber
überschreitet, indem er die Verbindung mit
anderen Kämpfen eingeht. Er muss sie so-
gar eingehen, um nicht in einer selbstbe-
züglichen und schliesslich identitären
Erstarrung zu enden.
Eine Möglichkeit, diesen Weg zu beschrei-
ten, könnte heute in einer Legalisierungs-
kampagne bestehen. Legalisierung
bedeutet eben nicht konstruktive Zusam-
menarbeit mit dem Staat, denn Stichtags-
regelungen, wie sie in anderen Ländern
immer wieder vorkommen, heben sich in
ihrer juridischen Bedeutung am Tag ihrer
Verwirklichung auf. Dies ist gleichzeitig
eine Alternative zur Einwanderungsdebat-
te: Die Legalisierungskampagne als Auf-
forderung an fortschrittliche Kräfte, nicht
mit an Gesetzen zu zimmern, solange keine
Legalisierung stattgefunden hat. Nichtpar-
tizipationsaufforderung auf Zeit als Ein-
punktprogramm.

Historische Chance
Denn der Staat braucht diese kritischen
Kräfte, die mit ihrer richtigen Kritik (z.B.
geschlechtsspezifische Fluchtgründe in ein

Einwanderungsgesetz einzuschreiben) die
dringend benötigte moralisch/politische
Legitimation liefern. Diese radikalrealpoli-
tische Position ist schwierig. Auch wenn
man sich nach einer Legalisierung nicht an
der Debatte um das Einwanderungsgesetz
beteiligt. Aber hier besteht tatsächlich die
historische Möglichkeit, eine Legalisierung
zu erreichen. Danach werden die Karten
neu gemischt.
Die Forderung nach Legalisierung ist nicht
in den neunziger Jahren geboren, sondern
hat selbst in Deutschland eine Geschichte.
Bereits Anfang der siebziger Jahre wurde
sie aufgestellt, wo illegal gewordene Ar-
beitsmigrantInnen mit der Parole »Wir sind
keine Sklaven!« etwa in Frankfurt am Main
in einer großen Demonstration auf die
Straße gingen. »Sklaven«, denn in Kombi-
nation mit Illegalität waren und sind ande-
re und häufig drastischere Formen der
Ausbeutung möglich. Dagegen wehrten
sich die Leute damals. Auch wenn es den
Illegalen heute im Grunde genommen
nicht anders geht, besteht doch ein Unter-
schied. In der aktuellen Einwanderungsde-
batte gehören die Illegalen nicht zu dem
Typus von moderner Arbeitskraft, auf den
es Schröder und Co. ankommt.

Kanak-Operaismus
Nun erzeugt die Einwanderungsdebatte,
die die defacto Einwanderer komplett
ignoriert, aber widersprüchliche Effekte:
Zum einen funktioniert sie rassistisch/na-
tional, zum anderen liberal-kapitalistisch/
kosmpolitisch. Gerade Letzteres ermög-
licht eine Bewegung weg von der Vorstel-
lung einer homogenen Ariergemeinschaft.
Die diskursive Öffnung geht einher mit ei-
ner Öffnung des Einwanderungsregimes.
Der gleichzeitige Kampf gegen die natio-
nal-kapitalistischen Selektionspläne und
die Stärkung jener Öffnung machen dieses
Manöver möglich: Es gibt bereits 1,7 Mil-
lionen eingewanderte Migrantinnen und
Migranten in Deutschland. Sie haben kei-
ne Papiere. Sie müssen legalisiert werden.
Dabei muss jede Art von Ökonomen- und
Gesetzestalk vermieden werden. Aus einer
kanak-operaistischen Perspektive geht es
nicht darum, die Art und Weise, den Dis-
kurs um Arbeitskraft zu entnazifizieren,
sondern die Bedingungen, unter denen
alle KanakInnen hier leben und kämpfen,
zu verbessern. Bis heute kann wahrschein-
lich jede Migrantenfamilie eine Geschichte
aus dem Repertoire Illegalisierung erzäh-
len. Es ergeben sich neue Möglichkeiten
und Bedingungen für KanakInnen und An-
tirassistInnen, ihren Widerstand zu organi-
sieren.

Kein Ort, sondern Forderung
Mit dem Slogan »Jeder Mensch ist ein Ex-
perte« wird versucht, dem Geltungsbereich
der Modernisierungsselektivität mit der
Universalisierung des Expertentums zu ent-
gegnen. Wir behaupten im Gegenteil, dass
die Legalisierungsoffensive, einfach nichts
meint - sie beansprucht keinen reelleren
Referenzenpunkt als den der Illegalisierten
selbst. Keinen Ort, aber dafür eine Forde-
rung, deren Kraft nicht in ihren Rationalität
liegt, sondern an dem Grad der Mobilisie-
rung, die es in dem existierenden Kräfte-
verhaeltnische zu erreichen gilt.

Manuela Bojadzijev,Serhat Karakyali,Vassilis
Tsianos - Kanak Attak

Warum diese Zeitung
gemacht wurde, wird auf
Seite 2 erklärt

5 Milionen Illegale in
der europäischen Union
gelten mittlerweile als Be-
leg für das Versagen der
herkömmlichen Migrati-
onspolitik. Eine Einschät-
zung von ARAB auf Seite 2

AktivistInnen von Kanak
attack! stellen auf Seite
3 ihre Position zu Legali-
sierung und Einwande-
rungsdebatte vor.

Erweiterung ist immer
eine Frage der Perspekti-
ve. Die Berliner Osteuro-
pagruppe wirft eine Blick
auf aktuelle Auseinander-
setzungen im Osten Euro-
pas auf Seite 4

Welche Grenze? fragt
sich Olga Samborska und
stellt die Segnungen der
Eurofizierung Osteuropas
auf Seite 5 vor

eBorder ist zur Zeit das
Zauberwort unter Grenz-
schützern und deren
Zulieferindustrie. Speku-
lationen über ein post-
modernes Grenzregime
auf Seite 5

Wie die Forderung nach
Legalisierung in der
gegenwärtigen politischen
Auseinandersetzung Sinn
macht, erörtert Albrecht
Kieser auf Seite 6.

Gewerkschaften spie-
len in den USA eine immer
bedeutendere Rolle, wenn
Illegale um ihre Rechte
kämpfen. Ein Interview auf
Seite 7

Greencards für Haus-
angestellte und Prostitu-
ierte fordert Judith Rosner
von agisra auf Seite 7

New Actonomy ist das
Schlagwort, mit dem neue
Formen vernetzten Aktivis-
mus beschrieben werden
können. Vorläufige Über-
legungen auf Seite 8
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Durch De- und Reregulierung, Privatisie-
rung und die Durchsetzung des Vorrangs fi-
nanzieller Stabilität soll ökonomische Mo-
dernisierung gefördert werden, zu der auch
die europäische Innovations-, Informati-
ons- und Infrastrukturpolitik beitragen
soll. Dagegen bleibt die demokratische
und soziale Ausgestaltung Europas stets
zweitrangig. Maßnahmen wie die Ausdeh-
nung der Fördertöpfe für Struktur- und Re-
gionalpolitik auf die südeuropäische Peri-
pherie dienen dabei auch der Herstellung
von Konsens der betroffenen Bevölke-
rungsteile. Struktur- und Regionalpolitik
verfolgen aber letztlich weniger einen soli-
darischen Ausgleich zwischen verschiede-
nen Regionen und die Schaffung gleicher
Entwicklungsmöglichkeiten, sondern för-
dern selektive Modernisierung durch den
Aufbau europaweiter Standortkonkurrenz.

Expertennetze
Sie ist insofern kein Gegengewicht zur neo-
liberalen Restrukturierung, sondern ein
Unterstützungsprogramm für Betriebe der
Peripherie mit relativen Standortvorteilen,
wie z.B. die Softwareindustrie in Irland.
In dem neu entstehenden Quasi-Staat EU
(manchmal als Föderalismus ohne Zen-
trum oder politisches Mehrebenensystem
beschrieben) dominieren die Exekutive
(Europäischer Rat, EU-Kommission), Ex-
pertennetzwerke (insbesondere im Bereich
Repression und Migration, Beispiel Schen-
gener Abkommen) und industrielle Lobby-
Gruppen (European Roundtable of Indu-
strialists) die Entscheidungen. Der Ein-
fluss des Europäischen Parlaments ist ver-
gleichsweise gering, das Fehlen einer eu-
ropaweiten Öffentlichkeit und europaweit
vernetzter handlungsfähiger Initiativen
(Gewerkschaften, soziale Bewegungen) re-
duziert die Möglichkeit drastisch von un-
ten zu handeln.
Die Politik der EU gegenüber Ostmitteleu-
ropa ist eine selektive Einbindung auf der
Basis ökonomischer Macht und durch das
Setzen politischer Bedingungen. Die neoli-
berale Deregulierungspolitik wird von den
ostmitteleuropäischen Ländern übernom-
men, während ihnen die oben erwähnten
Ausgleichsmechanismen vorenthalten wer-
den. Damit wird letztlich die Peripherisie-
rung der Beitrittskandidaten vorangetrie-
ben. Dieser Prozess lässt sich in drei Pha-
sen einteilen:

Assoziierungsphase 90 bis 93
Durch verschiedene Programme wie PHA-
RE und die sogenannten Europa-Abkom-
men versuchte die EU direkt nach dem Um-
bruch die Transformationsprozesse zu be-
einflussen. Neben und nach der Auflösung
des RGW (2) war der Aufbau eines Nabe-
und Speichensystems mit der EU als Mit-
telpunkt (und Deutschland als Hauptprofi-
teur) ein Grund für den Zusammenbruch
regionaler Wirtschaftsbeziehungen in Ost-
mitteleuropa. Alle Länder der Region sind
inzwischen außenwirtschaftlich extrem auf
die EU bezogen, wobei die meisten ein
Handelsbilanzdefizit  gegenüber der EU
aufweisen, also mehr Waren von der EU
kaufen als sie in die EU verkaufen. Dies ist
auch auf eine protektionistische Politik der
EU in Bereichen zurückzuführen, in denen
die ostmitteleuropäischen Länder konkur-
renzfähig produzieren konnten. Erst auf
dieser Basis leitete dann der EU-Gipfel in
Kopenhagen 1993 die zweite Phase der
Einbindung ein.

Heranführungsphase 94 bis 97
Die sogenannten Kopenhagen-Kriterien,
die auch heute die Beitrittsverhandlungen
determinieren, umfassen vor allem drei

Bereiche: -1.) »politische Stabilität, De-
mokratie, Rechtsstaatlichkeit und Respek-
tierung der Menschenrechte«, - 2.) »eine
funktionierende Marktwirtschaft und die
Fähigkeit, dem Wettbewerbsdruck der EU
standhalten zu können«, - 3.) die Übernah-
me aller bislang in der EU verabschiedeten
Gesetze und Regelungen (dies ist der sog.
acquis communautaire), bei denen be-
zeichnenderweise zunächst der freie Per-
sonenverkehr und die Agrarpolitik ausge-
klammert wurden. Dieser Zwang zur Über-
nahme der EU-Regelungen verhindert auf
die jeweiligen Länder zugeschnittene Stra-
tegien einer nachholenden Entwicklung.
Ein viertes Kriterium, nämlich die Fähigkeit
der EU selbst, neue Mitglieder aufzuneh-
men, wurde erst in Nizza im Dezember
2000 mehr schlecht als recht erfüllt.

Konkrete Beitrittsperspektiven
Zunächst waren die sog. Beitrittspartner-
schaften das entscheidende Politikinstru-
ment, mit denen die EU zum zentralen Ak-
teur der ostmitteleuropäischen Transfor-
mation wurde. Mit Aufnahme der
Beitrittsverhandlungen zunächst mit fünf(
3), später dann mit weiteren fünf (4) ost-
mitteleuropäischen Kandidatenländern
wird der Hebel angesetzt, diese Länder auf
ein spezifisches Reformmodell zu ver-
pflichten, das letztlich radikaler ist als das
Modell der EU selbst. In den 90er Jahren
hatte weder die Linke in Deutschland noch
die in Europa diesem Projekt etwas entge-
genzusetzen. Zwar gab es schon beim EU-
Gipfel in Essen 1994 erste Proteste, aber
jenseits eines in Teilen zweifelhaften, weil
uninformierten Gipfelhoppings, regt sich
bislang wenig effizienter Widerstand. Auch
Göteborg war da keine Ausnahme.

Osterweiterung und Migration
Das einzige Politikfeld im Rahmen der Ost-
erweiterung, mit dem sich linke Gruppen
bislang kritisch auseinandergesetzt, dabei
Widerstand geleistet und Aktionsformen
teils neu entwickelt haben, ist der Kampf
gegen den Aufbau der Festung Europa. Die
Aufrüstung vor allem der deutschen (aber
auch z.B. der spanischen) EU-Außengren-
ze, die Illegalisierung von MigrantInnen
und die Abschiebepraxis - vor allem via
Lufthansa - werden teilweise bis ins links-
liberale Lager wahrgenommen und kriti-
siert.
Zu einer der derzeit wichtigsten Debatten
im Rahmen der Osterweiterungsdiskussi-
on, der Frage nach der Freizügigkeit für
OsteuropäerInnen nach einem EU-Beitritt,
gibt es allerdings wenig explizite Äußerun-
gen der Linken. Damit ist eine Diskussion
gemeint, die in der BRD zumindest schein-
bar seit dem letzten Sommer existente Po-
sitionen in ihr Gegenteil verkehrt hat. Sol-

len nach dem EU-Beitritt OsteuropäerIn-
nen überall in der EU arbeiten dürfen oder
ist das wegen der angeblichen Gefahr von
Lohn-Dumping dem westeuropäischen Ar-
beitsmarkt nicht zuzumuten? Teile der ge-
werkschaftsnahen Linken tun sich mehr
als schwer mit der Forderung nach dem
Verzicht auf Übergangsfristen bei der Ar-
beitnehmerInnenfreizügigkeit. Die Koppe-
lung dieser Frage von der deutschen Poli-
tik mit der Forderung nach dem Recht für
EU-BürgerInnen, in den EU-Beitrittslän-
dern Land kaufen zu dürfen (v.a. erhoben
von Vertriebenenverbänden) wird nur sel-
ten thematisiert, geschweige denn ange-
griffen. Gleichzeitig wird z.B. in Polen und
Tschechien die Freizügigkeitsdebatte eher
undramatisch diskutiert, weil diejenigen,
die in Westeuropa arbeiten wollen, dies
bereits als PendelmigrantInnen realisiert
haben. Allerdings wäre eine Einschrän-
kung dieser Möglichkeit für viele Men-
schen in Osteuropa katastrophal, weil das
Überleben in der Familienökonomie durch
die Nutzung verschiedener Einkommens-
quellen von verschiedenen Personen gesi-
chert wird - eine wichtige ist eben die Pen-
delmigration nach Westen.

Intervention

Nicht viel besser als in Westeuropa steht
es in Ostmitteleuropa um den Kampf ge-
gen das neoliberale Projekt. Während sich
die Eliten europafreundlich geben, liegt
die Zustimmungsrate zum EU-Beitritt in
den meisten Ländern bei etwa 50% der
Bevölkerung. Entschiedenen Widerstand
leisten jedoch hauptsächlich nationalisti-
sche und konservative Gruppierungen,
während linke und emanzipatorische Be-
wegungen Mühe haben, sich von diesen in
ihrer EU-Kritik abzusetzen. Nichtsdesto-
trotz kann eine Kritik an und Widerstand
gegen das neoliberale Projekt der EU nur
gemeinsam mit diesen noch marginalen
Bewegungen in den Beitrittsstaaten ent-
wickelt werden. Der Kampf gegen den wei-
teren Ausbau der Festung Europa und die
Verlegung ihrer Mauern nach Osten ist da-
bei genauso wichtig wie die Kritik der so-
zialen Spaltungen, die die EU-Politik in
den Gesellschaften Ostmitteleuropas be-
wirkt. Vor allem Frauen, Ältere und Men-
schen aus ländlichen Gebieten bilden die
HauptverliererInnen der Transformation,
ohne jedoch bisher gemeinsame Kampf-
formen entwickelt zu haben.
Nicht zuletzt ist es für westeuropäische
Linke wichtig zu erkennen, dass in den
Beitrittsländern möglicherweise neolibera-
le Politiken erprobt werden, die später EU-
weit Anwendung finden könnten, wie z.B.
die Privatisierung von Sozialversicherungs-
systemen. Dabei geht es unserer Meinung
nach nicht um die Frage, ob wir für oder
gegen die Osterweiterung sind, sondern
um die Entwicklung gemeinsamer fundier-
ter EU-Kritik. Die Ost-West-Zusammenar-

beit ist wegen Sprachproblemen, unter-
schiedlicher politischer Sozialisation und
insbesondere unterschiedlichen Erfahrun-
gen mit und Vorstellungen über sozialisti-
sche oder kommunistische Gesellschafts-
modelle mehr als schwierig. Dennoch kann
sie Früchte tragen, wenn es gelingt, Kam-
pagnen zu initiieren und Strukturen zu
schaffen, die jenseits dieses noch immer
vorhandenen Ost-West-Gegensatzes vor
allem eins im Auge behalten: Der Wider-
stand gegen das EU-Projekt muss antika-
pitalistische und antirassistische Positio-
nen verbinden und darf die Geschlechter-
frage nicht ausblenden.

Osteuropa-AG, Berlin

osteuropa-ag@web.de

1 Ostmitteleuropa bezeichnet - etwas vereinfa-
chend - die Staaten des ehemaligen Warschau-
er Vertrages einschließlich der baltischen
Staaten, aber ohne die anderen osteuropäi-
schen Nachfolgestaaten der Sowjetunion

2 Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe - die
Organisation für ökon. Kooperation der »real-
sozialistischen« Länder

3 Polen, Ungarn, Tschechische Republik, Est-
land, Slowenien

4 Litauen, Lettland, Slowakei, Rumänien, Bul-
garien

Westerweiterung
Die Rückkehr nach Europa, inzwischen praktisch gleichgesetzt mit dem Beitritt zur EU, gilt seit dem

Ende des Sowjetblock als entscheidendes Transformationsziel im herrschenden Diskurs Ostmitteleuropas. Aller-
dings befindet sich auch Westeuropa im Übergang, nämlich zum europäischen Wettbewerbsstaat. Wir wollen

dessen Funktion kurz umreißen, um zu klären, was für einem Verein die OstmitteleuropäerInnnen da beitreten
wollen oder sollen.
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Welche Grenze?
Hat die Grenze überhaupt eine Bedeutung? Wenn ja, wo ist dieser schicksalhafte
Punkt, hinter welchem sich Leid, Müdigkeit, zerstörte Leben und manchmal uner-
füllte Liebe befinden? In unseren Tagen werden Grenzen hingenommen wie sie ge-
geben sind. Der Grund ist recht trivial: das Bedürfnis, eine Gruppe von Menschen
von einer anderen Gruppe zu trennen, ein Individuum vom anderen. Warum?

Erste Erfahrungen einer Frau, die ihr Land
verlassen hat: Für ex-sowjetische Frauen
beginnt die Grenze bei den EU-Botschaften
im Heimatland. Schlangen von Hunderten
von Menschen, ständige Kontrollen der
Reihenfolge, Sehnsüchte und Spannun-
gen, Umgang mit der versteckten Arroganz
der Botschaftsangestellten. Der Halt in der
Menschenschlange ist eine kleine Hoff-
nung, dass heute die Chance kommt, in
das zauberhafte Botschaftsgebäude trans-
portiert zu werden. Mit jedem weiteren Tag
hasst sie dieses EU-Auftragsgebäude
mehr, so wie es auch unerreichbarer wird
und die EU Grenze bereits hier verkörpert.

Gesetze des Dschungels
Gekünstelt freundliche Repräsentanten ei-
ner Botschaft, die ihr den Zugang verwei-
gern, weil sie nur eine begrenzte Menge
von BewerberInnen täglich bearbeiten. Mit
jedem Tag wird die Möglichkeit hineinzu-
gelangen realer und am Ende sogar reali-
stisch. Aber gleichzeitig bemerkt sie, dass
dieser Wunsch schwächer wird, denn sie
gewöhnt sich an das Schlangestehen und
vermisst sogar die Menschen, mit denen
sie dort die letzten Tage verbrachte. Im Ge-
dächtnis haften bleiben ihr die Namen,
weil sie diese so oft während der Kontrol-
len gehört hatte.
Kleine Kinder bei sich zu haben bringt ihr
keinen Vorteil (wie es in alter sowjetischer
Tradition üblich war). Mit der Nähe zur EU
werden die neuen Gesetze des Dschungels
eingeführt: jeder Mensch ist »gleich« in
seinen Chancen, welche gleichzeitig mar-
ginal werden. Endlich die Freude, drinnen
zu sein! Doch rhetorische Fragen wie »Was
werden Sie in der EU tun?« hören sich eher
an wie »Was haben Sie hier verloren?« und
zerstören ihre Illusionen über die Gast-
freundschaft der Europäischen Union. EU-
Kampagnen für die osteuropäischen Bei-
trittsländer verlieren ihren Charme bereits
hier. Die Botschaftsrepräsentanten tun
sich schwer, einen höflichen Ton im Inter-
view mit einer Bewerberin beizubehalten,
wenn in ihren Augen bereits zu lesen ist:
»Lady, wir wissen a priori alles über deine
Pläne. Du bist eine Prostituierte oder in
der besseren Version: du willst einen west-
lichen Mann heiraten. Wir werden unser
bestes geben, um dich davon abzuhalten«.
Selbst die Bestätigungen von offiziellen
Arbeitsbesuchen ändern kaum etwas an
diesem demütigenden Vorurteil.
Nach einigen zusätzlichen Aktivitäten wie
dem Besorgen von zusätzlichen Papieren,

Fax und 50 Euros sind die Hürden über-
wunden. Drei Monate, um dein Recht auf
Bewegungsfreiheit zu befriedigen. Plötz-
lich ein neuer Horizont, der normalerweise
nicht sichtbar ist. Marginalisiert durch die
eigene Gesellschaft (kein Job, keine Be-
zahlung, verborgene Obdachlosigkeit nach
der Scheidung, mangelnde Möglichkeiten
der Verwirklichung im korrupten System
der New-Business-Machos der Macht) ver-
sucht die Frau Selbstverwirklichung außer-
halb dieser Limitierungen zu finden. Die
verbotene Frucht auf der anderen Seite der
EU Grenze weckt Evas Instinkt, sie auszu-
probieren. Moralisches und arrogantes Be-
drängen an der EU- Grenze durch die
Grenzpolizei ist eine speziell demütigende
Fortsetzung der Botschaftserfahrung. Drei
Monate, um die Welt auf der anderen Seite
zu entdecken, die sich in bewölkten Erfah-
rungen niederschlagen. Die Schwierigkei-
ten im Umgang mit den neuen Regeln der
kapitalistischen Gesellschaft sowie dem
schockierenden Luxus des öffentlichen
Raums und der Armut der sozialen Interak-
tion zu begegnen.

Neue »Anarcho-Feministinnen«
Strikt getrennt vom EU-Raum versuchen
Frauen die weniger harten Hürden inner-
halb der ex-sowjetischen Blockstaaten zu
nehmen. Die Attraktivste in dieser Opti-
onsliste war bisher die Tschechische Repu-
blik. Nun verlangt die EU den »Normalisie-
rungsprozess« der Beitrittskandidaten.
Das erhöht die Spannungen in der Gesell-
schaft, die eigene Stube sauber zu halten.
Die das zuerst am eigenen Leib spüren,
sind diejenigen, die bereits sehr unter
Druck sind. Marginalisierte Frauen aus
dem ex-sowjetischen Gebiet. Ihr Bedürfnis
zu Sprechen bringt sie zum Kommunizieren
in die öffentlichen Sphären, was auf Grund
des starken russischen Akzents nicht im-
mer eine Freude am Üben ist. Russen als
das kollektive Image aller ex-Sowjets sind
nicht sehr willkommen und eher abge-
lehnt. Dadurch bleibt sie eher in ihrer
Wohnung, um zusätzliche negative Begeg-
nungen mit der lokalen russophoben Ge-
sellschaft zu vermeiden.
Sie muss auch etwas Geld sparen, um zu
Hause so gut wie möglich ihre Eltern, Ver-
wandte und Freunde zu unterstützen. Das
leistet sie durch das Herunterschrauben
ihrer eigenen Bedürfnisse. Ex-sowjetische
Frauen verdienen bei einem tschechischen
Arbeitgeber viel weniger als Tschechinnen.
Sie ist Kapitän einer neuen Erfahrung. Sie
hat darauf gedrungen, unabhängig zu sein
und finanziell selbstständig. Sie kommt in
die Position einer »Anarcho-Feministin«
umständehalber. Dafür hat sie niemals ir-
gendein feministisches oder anarchisti-
sches Buch gelesen. Vielleicht wird sie so-
gar innerlich dem Wort »Anarcho-
Feministin« widerstehen. Was jedoch klar
ist: sie folgt den Wegen eines autonomen,
marginalisierten Subjekts.

Legalisierung des Lebensstatus
Neue Ausländergesetze der Tschechischen
Republik sind ein Halsabschneider-Werk-
zeug im Umgang mit MigrantInnen gewor-
den. Niemand kann mehr vom gegenwärti-
gen Aufenthaltsort ein Visa beantragen.
Der einzige mögliche Weg ist die tschechi-
sche Botschaft im Heimatland. Die An-
tragsprozedur dauert sechs Monate. Ein
Kind, das in der tschechischen Republik
geboren wurde, muss das Land verlassen,
um dann ein Visum für einen Aufenthalt in
Tschechien zu beantragen. Tausende von
Frauen müssen so das Land verlassen, um
ihre neugeborenen Kinder zu legalisieren
oder den Familiennachzug zu starten. Es
ist für alleinstehende Frauen unsäglich,
gerade wenn Väter die Auflagen nicht er-
füllen (mit dem Kind für die Antragsstel-
lung umziehen und seinen Pass für das
Kindesvisum zur Verfügung stellen).

Unvermeidbare Kontrollen
In die Illegalität gezwungen durch die
strengen und kostspieligen Visa-Bestim-
mungen findet sich die Mehrheit der Frau-
en in der nächsten Falle. Die Schulen, Kin-
dergärten, Krankenhäuser und Polikliniken

stellen eine große Informationsquelle über
jegliche Aktivitäten illegalisierter Frauen
dar. Die Angestellten sind verpflichtet auf
Nachfrage der Ausländerpolizei jede Infor-
mation über den Aufenthalt von Auslän-
dern mitzuteilen. So werden Frauen und im
besonderen Frauen mit Kindern dazu ge-
nötigt, diese luxuriösen Möglichkeiten der
Gesellschaft abzulehnen und entscheiden,
ihre Kinder zu Hause zu behalten. Die an-
dere Möglichkeit ist, sie außerhalb des
Landes oder im Heimatland bei Verwand-
ten zu lassen.

Gesundheitssystem
Die so beliebte Krankenversicherung kann
zusehends selbst von denjenigen nicht
mehr bezahlt werden, die sich die offizielle
Visaprozedur leisten können. Das Auslän-
dergesetz sieht die Zahlung eines Jahres-
beitrags im Voraus vor. Tschechische Bür-
ger bezahlen monatliche Beiträge, die
erschwinglich sind. Der Ausweg aus die-
sem Dilemma: eine billige lokale Versiche-
rung, die die Ausländerbehörde, aber nicht
die Ärzte befriedigt. Am Ende sind ex-so-
wjetische Kinder - wie auch ihre Mütter -
von der Gesundheitsversorgung meistens
ausgeschlossen.
Ein Rettungsanker ist es, Asyl zu beantra-
gen. Der Status einer/s Asylsuchenden er-
laubt soziale Unterstützung, kostenlose
Gesundheitsversorgung und einen Aufent-
halt bis zur Entscheidung über den Antrag.
In Flüchtlingsunterkünften sind Frauen
wiederum der Gefahr ausgesetzt, durch
Drogendealer oder Zuhälter missbraucht
zu werden. Unglaublich geringe Unterstüt-
zungszahlungen an weibliche Asylsuchen-
de und die Unklarheit über den zukünfti-
gen Verbleib treiben sie in die Hände von
denen, die ihre Körper verkaufen, ihre Ar-
beit für den Drogenhandel oder andere
Schwarzmarktaktivitäten nutzen. Der Pro-
zentsatz der Frauen in solchen Flüchtlings-
unterkünften steigt mit jedem Jahr. Die Re-
aktionen der tschechischen Offiziellen
folgen dem Vorbild anderer EU-Länder:
Strengere Regeln im Asylverfahren und
schnellere Abweisung der abgelehnten
Asylbewerber als noch üblich (bisher 90
Tage bis zu einem Jahr).

Die verkümmernden Gefühle
In einem sozialistischen Staat aufgewach-
sen, der mit seinen Prinzipien gescheitert
ist, bleibt der ex-sowjetischen Frau, was
sie sich in dem sozialistischen Bildungssy-
stem angeeignet hat. Sie tendiert dazu,
ihre Identität zu bewahren in der Art wie
sie sozialisiert wurde. Aber bei ihren
Grenzüberschreitungen findet sie sich in
neuen Umständen wieder, in denen gegen-
sätzliche Prinzipien gelten. Ihre Werte wur-
den hauptsächlich durch die alte Art der
patriarchalen Männer geprägt, die den
neuen feministischen Trends in ihren Ge-
sellschaften am liebsten entfliehen wür-
den. Nun war die ex-sowjetische Frau mit
noch hässlicheren Machos konfrontiert,
die der individualistischen Gesellschaft
entspringen. Sie präsentieren eine Mi-
schung aus ihren Ängsten vor Abhängig-
keit in Beziehungen und dem Wunsch, ihre
Partnerinnen zu manipulieren. Die Inter-
net-Partnervermittlungen, die jeden Tag
riesige Datenmengen solcher potentiellen
Frustrationen transportieren, sind ein Re-
sultat einer langjährigen Grenz- und Tren-
nungspraxis. Aber selbst wenn Beziehun-
gen funktionieren würden, die Grenze
würde alles mögliche schmälern und die
Frau wird diejenige sein, die letztendlich
mit den Konsequenzen umgehen muss, da
ihre Gefühle zu kurz kommen.

Mit “e-border” wär das bestimmt nicht
passiert: Mehrere Stunden wurde Makon-
goro Nyerere am 20. Februar auf dem
Münchner Flughafen von Beamten des
Bundesgrenzschutzes festgehalten. Der
Sohn des ersten tansanischen Präsidenten
war auf Einladung des Münchner Kulturre-
ferats angereist, um an einer Konferenz im
Rahmen von Okwui Enwezors Ausstellung
“Short Century” über Menschenrechte zu
referieren. Doch der BGS musste erst ein-
mal eingehend prüfen, ob kein Fall von “Vi-
sumserschleichung” vorlag. Sowas kann
dauern und in diesem Zusammenhang
wurden dann von den Beamten auch eher
grundsätzliche Fragen aufgeworfen wie:
“Was will der hier überhaupt, der Schwarze
aus Afrika?” Nyerere hatte Glück, dass ihn
seine Abholerin, eine Vertreterin des Kul-
turreferates nach über zwei Stunden end-
lich ausfindig machen und aus dem
Polizeigewahrsam befreien konnte. Das
Münchner Kulturreferat prüft nun rechtli-
che Schritte und Oberbürgermeister Ude
verlangt eine Aufklärung des Vorfalls.

Racist Profiling
“Racial Profiling” heißen solche Polizei-
methoden im angelsächsischen Sprach-
raum und selbst US-Präsident Bush wies
kürzlich seine Administration an, nach ge-
eigneten juristischen Schritten zu suchen,
um Kontrollen auf der Basis einschlägiger
ethnischer Vorurteile zu stoppen. Auch in
der EU gibt es eine Richtlinie, nach der
derlei Diskriminierungen eigentlich als
Dienstvergehen geahndet werden müs-
sten. Nicht in Deutschland und erst recht
nicht an Flughäfen, Bahnhöfen oder wo
sonst noch die zur Schleierfahndung aus-
geweiteten Grenzkontrollen stattfinden.
Dort lautet das Prinzip offenbar: Je dunkler
der Teint, desto größer die Wahrschein-
lichkeit, einige Zeit in Obhut der allgegen-
wärtigen Grenzschützer zu verbringen.
Die Bundesdruckerei scheint hier nun eine
Marktlücke entdeckt zu haben. Ihr neues
Produkt “e-border” verspricht nichts weni-
ger als eine “Revolution” des Grenzwe-
sens. Dabei handelt es sich um Kontrollen,
die mithilfe eines elektronischen “Veri-
fiers” erst richtig effizient gemacht werden
sollen und derzeit in ersten Pilotversuchen
getestet werden. Der “Verifier” sei ein “in-
telligentes Lesegerät”, das die Echtheit
von Ausweisen und Sichtvermerken unmit-
telbar feststellen kann und außerdem die
Kombination mit biometrischen Verfahren,
zum Beispiel zur Gesichtserkennung er-
laubt.

Ganzheitlicher Ansatz
“Von der elektronisch unterstützten Orga-
nisation der Passagierströme haben alle
Beteiligten Vorteile”, preist die Bundes-
druckerei ihre Grenz-Innovation. “Die War-
tezeiten am Check-in Schalter auf
Flughäfen und bei Grenzkontrollen verrin-
gern sich, die Sicherheitsbeamten werden
entlastet.” Der Ansatz von “e-border” sei
“ganzheitlich”, was zunächst einmal daran
zu erkennen ist, dass die Bundesdruckerei
zugleich Hersteller der Dokumente wie der
Überprüfungssysteme ist und dadurch eine
wirklich “einzigartige Kompetenz” auf-
weist.
Die “Ganzheitlichkeit” der elektronifizier-

ten Grenzen dürfte vor allem darin beste-
hen, dass Kontrollen künftig in Echtzeit
durchzuführen sind. Es gehört nicht viel
dazu, vorauszusagen, dass sich dadurch
die gesamte Logik der Überwachung ver-
schiebt und es bald nicht mehr darum ge-
hen wird, anhand subjektiver Kriterien
Einzelpersonen im Strom der Passagiere
Passanten auszumachen, um sie dann ei-
ner langwierigen Sonderbehandlung zu un-
terwerfen. Die Kontrollen werden
verdachtsunabhängig, insofern sie alle
Passanten gleichermassen treffen, und
ohne, dass diese davon noch viel mitkrie-
gen.

Nutzerprofile
Darüber, wer sich wo und wie lange aufhal-
ten darf, entscheiden dank “e-border” und
jeder Menge anderer Hard- und Software
wohl bald neue Profile: Nutzerprofile, die
nicht nur alle möglichen Gewohnheiten
und Vorlieben enthalten, sondern vor al-
lem über eines Aufschluss geben sollen:
Wer nützlich ist und wer nicht. Mithilfe ent-
sprechender “Cookies” dürfte es ein Leich-
tes sein, sofort den Business-Nomaden,
der aus wirtschaftlichen Gründen willkom-
men ist, von nutzlosen Gesellen zu tren-
nen, die eine Grenze aus eher
undurchsichtigen Motiven überschreiten
wollen. Gleichzeitig sind derlei Kontrollen
heute schon längst nicht mehr auf die
Grenzen der Nationalstaaten beschränkt,
sondern überziehen Innenstädte, Ver-
kehrsknotenpunkte und überregionale Ver-
kehrswege gleichermaßen wie halb- oder
nichtöffentliche Räume, zum Beispiel den
Arbeitsplatz. Diese neuen Grenzen sind vir-
tuell, nicht nur weil jederzeit mit einer
Kontrolle gerechnet werden muss, sondern
der physikalische Raum kurzgeschlossen
wird mit Datenbanken und Datenströmen,
aus denen die entsprechenden Zugangs-
berechtigungen bezogen werden. Traditio-
nelle Grundrechte wie Bewegungsfreiheit
und Freizügigkeit werden so immer enger
verknüpft werden mit der Frage nach infor-
mationeller Selbstbestimmung.

http://www.bundesdruckerei.de

http://fullcoverage.yahoo.com/
Full_Coverage/US/Racial_Profiling/

http://www.muenchen.de/referat/kultur/in-
stitute/vistuck/index.htm

http://www.hkw.de/deutsch/kultur/2001/
jp/black.html

eBorder
Wenn sich ein ehrwürdiges Unternehmen wie die Bun-
desdruckerei den Herausforderungen der Globalisie-
rung stellt, kann das erstaunliche Blüten treiben. Der
ehemalige Staatsbetrieb, der längst nicht mehr nur
Geld und Pässe druckt, bietet einen Servise, der voll im
Trend liegt: »Ganzheitliches Bordermanagement«.
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muss es aber bei jedem Versuch gehen,
den rechtlichen Schutz für MigrantInnen -
legal oder illegal - zu erhöhen. Der “In-
Recht-Setzung” von Illegalisierten ent-
spricht die “In-Recht-Setzung” z.B. von
straffällig gewordenen oder Sozialhilfe
empfangenden Ausländern. Die Abschaf-
fung der Illegalisierung z.B. von straffällig
gewordenen Ausländern oder ausländi-
schen Sozialhilfeempfängern oder von
Flüchtlingen, die die Residenzpflicht ver-
letzen, würde solche Formen staatlichen
Nachschubs von Illegalisierten beenden.
Eine Legalisierungskampagne muss solche
und andere Formen der permanenten Pro-
duktion von Illegalisierten ebenfalls an-
greifen, um zu zeigen, dass es nicht um
isolierte und besondere Probleme von Ille-
galisierten geht.

Kein Gnadenakt
4) Rechte von Illegalisierten oder die Le-
galisierung von Illegalisierten dürfen kein
ausnahmsweiser Gnadenakt des Staates
sein, bei dem seine Ausgrenzungsprinzipi-
en nicht angetastet werden und dürfen
ebenso wenig ein Entlastungsakt sein, um
sich unnötigen Ärgers zu entledigen. So
waren 1996 und 2000 die Altfallregelun-
gen für langjährige Asylantragsteller moti-
viert: die Entlastung der Verwaltungsge-
richte von zu aufwendigen Verfahren war
das Ziel.
Aus all dem geht hervor: Es geht weniger
um die Gnade humanitärer Mindestgaran-
tien als vielmehr um die Durchsetzung von
Menschenrechten. Sicherlich wird es dazu
harter Auseinandersetzungen bedürfen,
doch allein mit einer kommentierenden
Position kommen diese gar nicht erst zu
Stande.

 Albrecht Kieser

1. http://dbk.de/presse/fs_presse.html

Auf 57 Seiten hat sich die Deutsche Bi-
schofskonferenz gemeldet: “Leben in der
Illegalität in Deutschland - eine humanitä-
re und pastorale Herausforderung”(1).
Festgestellt wird, dass “Menschen ohne
Aufenthaltsrecht und ohne Duldung durch
faktische Rechtlosigkeit weiteren Bedro-
hungen, Belästigungen (auch sexueller
Art), Erpressungen und Ausbeutungen aller
Art ohne ausreichenden Rechtsschutz aus-
geliefert sind. Die Durchsetzung ihrer be-
stehenden Rechtsansprüche ist ein Grund-
problem, das sich über alle
Lebensbereiche erstreckt.” Schließlich po-
stuliert die Bischofskonferenz: “Die Men-
schenwürde und die daraus abgeleiteten
Menschenrechte gelten universal, sind
nicht begrenzbar auf Staatsangehörige
oder Personen mit staatliche legitimiertem
Aufenthaltsstatus, sie binden alle staatli-
chen wie gesellschaftlichen Akteure in ih-
rem Handeln.” Die Forderungen, die aus
diesen grundlegenden Erwägungen abge-
leitet werden, richten sich auf den Zugang
zum Gesundheitssystem, zum Schul- und
Bildungssystem, zur staatlichen Fürsorge
in Notfällen (Sozialhilfe) und auf das
Recht, Lohnansprüche einzuklagen. Gefor-
dert wird außerdem die weitgehende Ab-
schaffung der Denunziationspflicht nach
§76 Ausländergesetz und der Strafandro-
hung wegen “Beihilfe zu illegalem Aufent-
halt”. Die Zuwanderungskommission hat
der Situation Illegalisierter immerhin drei
Seiten gewidmet (www.bmi.bund.de), das
Recht auf Schulbesuch von illegalisierten
Kindern wird gefordert bzw. die Abschaf-
fung der Meldepflicht von Schulen gegen-
über den Ausländerbehörden (§76 AuslG)
und die Straffreiheit von humanitär moti-
vierten Initiativen für Illegalisierte (Ein-
schränkung des §92 AuslG).

Mehrklassenrecht
Man darf nach solchen Vorlagen davon
ausgehen, dass die Diskussion über die
Rechte Illegalisierter tatsächlich aus dem
Kreis der antirassistischen Zirkel und der
kirchlichen oder humanitären Flüchtlings-
beratungsstellen herausgetreten ist. Das
macht die Sache nicht unbedingt einfa-
cher. Denn gerade die Stellungnahme der
Deutschen Bischofskonferenz und das Pa-
pier der staatlichen Zuwanderungskom-
mission zeigen, dass die staatliche Politik
der Illegalisierung von Migranten und
Flüchtlingen prinzipiell nicht angetastet, ja
in Teilen sogar noch verschärft werden soll.
Die propagierte Abkehr vom Ausländer-
recht bricht dennoch nicht mit dem deut-
schen Mehrklassenrecht, in dem es Mi-
granten, Flüchtlinge und Illegale gibt, von
denen jede Gruppe schrittweise mehr
Rechte vorenthalten bekommt als sie den
Deutschen oder Eingebürgerten zustehen.
Aus eben diesem Grund findet man im Be-
richt der Zuwanderungskommission keine
Analyse der sozialen Situation von Asylsu-
chenden, es fehlen Aussagen zur Vertei-
lung, zur Residenzpflicht, zum Arbeitsver-
bot, zu Sammellagern, zum
Sachleistungsprinzip des Asylbewerberlei-
stungsgesetzes und auf den Notfall redu-
zierter Krankenbehandlung und den hier-
aus resultierenden katastrophalen
psychosozialen Folgen. Und erst recht fehlt
eine kritische Auseinandersetzung mit den
rechtlichen Beschränkungen des Asylver-
fahrens, den niedrig gehaltenen Anerken-
nungszahlen und der Politik der Sicheren
Drittländer - alles Methoden, nicht nur Mi-
granten sondern auch Asylbewerber durch
“Recht und Gesetz” zu illegalisieren. Of-
fenbar soll hieran festgehalten werden -

mit breiter Zustimmung all der von diesem
Bericht Begeisterten, von Kirchen, Partei-
en, Gewerkschaften, Anwaltsvereinigun-
gen und weiteren gesellschaftlichen Grup-
pen?

Stochern im Nebel
Die in größerem Umfang begonnene Dis-
kussion um die Situation Illegalisierter
muss also durchaus nicht zu einer Verbes-
serung für die tatsächliche Situation Ille-
galisierter werden; sie kann sogar die
staatlichen “Produktionsformen” von im-
mer neuen Illegalisierten festigen. Beson-
ders dann, wenn im Nebel der aktuellen
Debatte die wesentlichen Fragen unterge-
hen.
Forderungen für die Rechte von Illegali-
sierten oder ein Legalisierungskonzept,
das grundlegendes Unrecht aufdecken,
wenigstens im Einzelfall brechen will und
nicht neues Unrecht produziert, muss auf
Konfrontation zum staatlichen Illegalisie-
rungskonzept gehen und sollte sich folgen-
den Zielen orientieren: 1. Das Recht von
MigrantInnen und Flüchtlingen dokumen-
tieren und durchsetzen, ihr Leben an dem
Ort zu leben, an dem sie es für richtig hal-
ten. 2. Das Recht auf Rechte und auf Be-
wegungsfreiheit gegen das Prinzip der
Ausgrenzung und Kriminalisierung setzen
und verwirklichen. 3. Das Bündnis mit le-
galen MigrantInnen suchen und es da-
durch erreichen, dass Beschränkungen der
(Bewegungs-) Freiheit für legale wie für il-
legale MigrantInnen (und Flüchtlinge) be-
kämpft werden. 4. Den Kampf für die Lega-
lisierung als Kampf gegen staatlichen
Rassismus und staatliche Ausgrenzung
führen. Diese Zielsetzungen sollen Weg-
marken darstellen, um im deutschen Dis-
kurs über Einwanderung nicht die Orientie-
rung zu verlieren.

Zielvorgaben
1) Menschen, die innerhalb desselben
staatlichen Territoriums leben, müssen
prinzipiell dieselben Rechte genießen. Das
Recht auf gleiche Rechte - gestützt durch
die UNO-Menschenrechtserklärung von
1948 und die UN-Konvention zum Schutze
von Migranten von 1990 - steht höher als
das ohnehin fragwürdige Recht des Staa-
tes, sein Territorium von solchen Men-
schen freizumachen. Es kann nur eine für
alle gültige Form von Rechten und Pflich-
ten innerhalb eines konkreten Staates ge-
ben und nicht abgestufte Schlechterstel-
lungen für Migranten erster (legale
MigrantInnen), zweiter (AsylbewerberIn-
nen) oder dritter (Illegalisierte) Klasse.
Daraus folgt, dass Rechte für Illegalisierte
nicht unterhalb der Rechte von Staatsbür-
gern gefordert werden sollten; es geht z.B.
um die Aufhebung der Arbeitserlaubnisre-
gelungen für alle Ausländer - nicht um die
Hineinnahme von Illegalisierten in diese
Verordnung.

Kein Nützlichkeitsnachweis
2) Forderungen nach einer Legalisierung
von Illegalisierten - Menschen, die ohne
Aufenthaltsstatus ins Land gekommen
sind oder diesen Status verloren haben -
müssen einen dauerhaften Status zum Ziel
haben. Die Legalisierung muss außerdem
zu den Begünstigten alle rechnen, die sich
zu einem konkreten Zeitpunkt im Lande
aufgehalten haben (und hier bleiben wol-
len) - ohne dass sie besondere Nützlich-
keits-, bzw. Arbeitsnachweise beizubrin-
gen hätten. Das heißt, dass allein der
Nachweis des Aufenthalts für die Legali-
sierung ausreichen muss (was es sogar
schon mal gegeben hat; die Legalisierung
in Italien Anfang der 90er Jahre verlangte
ausschließlich den Aufenthaltsnachweis)
und Nachweise z.B. über ein Beschäfti-
gungsverhältnis abzulehnen sind; denn
solche Nachweise sind nach den Erfahrun-
gen der sogenannten Altfallregelung (und
den Erfahrungen aus Legalisierungen in
anderen europäischen Ländern) Aus-
gangspunkt für die Aussonderung inner-
halb der Illegalisierten. Forderungen nach
Rechten für Illegalisierte oder Konzepte ei-
ner Legalisierung dürfen nicht dazu führen,
dass das Prinzip von Ausgrenzung und Kri-

minalisierung an anderer Stelle gefördert
wird. Dieses Prinzip muss im Gegenteil er-
schüttert werden. Das bedeutet z.B., dass
die Gesundheitsversorgung für Illegalisier-
te nicht über ohnehin überlastete mobile
Sprechstunden für Obdachlose bewerk-
stelligt werden sollte, sondern dass Illega-
lisierte freien Zugang zur gesamten Ge-
sundheitsversorgung haben müssen, ohne
dass die Weitergabe ihrer Daten an Aus-
länderbehörden oder Polizei erfolgen darf.

Schutz vor dem Staat
Was Legalisierungsforderungen betrifft, so
darf es keine Registrierung des Wohn- und
Arbeitsorts von Illegalisierten bei ihrer An-
tragstellung auf Legalisierung geben (auch
das ist schon vorgekommen: in Frankreich
wurden Legalisierungen Anfang der 80er
Jahre vom Arbeitsministerium durchge-
führt; die erfassten Daten wurden nicht an
die Ausländerpolizei weitergereicht son-
dern nach Abschluss der Aktion vernich-
tet). Ziel einer Legalisierung ist der Schutz
der Antragsteller vor staatlichem Zugriff
und nicht das Gegenteil, die Auslieferung
Illegalisierter an das staatliche Abschiebe-
regime. Es geht um eine In-Recht-Setzung
von Rechtlosen und nicht um eine Ver-
schärfung ihrer Rechtlosigkeit - auch nicht
derjenigen, die aus welchen Gründen im-
mer am Ende der Prüfung nicht in den Ge-
nuss einer Legalisierung kommen.

In-Recht-Setzung
3) Eine Legalisierungskampagne muss
staatliche Produktionsmethoden neuer Il-
legalisierter thematisieren. Zentrale Straf-
bestimmungen der Ausländergesetze, die
Ausländer in die Illegalität drängen, müs-
sen im Rahmen einer Legalisierungskam-
pagne ebenfalls zum Thema gemacht wer-
den; zum Beispiel die Ausweisungs- und
Abschiebemöglichkeit von straffällig ge-
wordenen Ausländern, von Ausländern, die
Sozialhilfe beziehen oder von Flüchtlingen,
die die sogenannte Residenzpflicht verlet-
zen. Denn es handelt sich dabei um Be-
stimmungen, die dem Grundsatz “Gleiches
Recht für Alle” diametral entgegenstehen.
Um die Verwirklichung dieses Grundsatzes

Gleiche Rechte
»Legalisierung aller Illegalen«! Befreiungsschlag, Sackgasse, Sandkastenspiel oder was? Ist der lange Jahre gül-
tige Konsens, der Menschen ohne Papier keinerlei Rechte zubilligt außer dem, schnellstmöglich abgeschoben
zu werden, brüchig geworden? Ist die Forderung nach Rechten für Illegalisierte aus dem randständigen Dasein
herausgewachsen? Nimmt in der Mehrheitsgesellschaft sogar die Sympathie für die Forderung nach gleichen
Rechten zu?
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Justice for Janitors
Maya ist eine junge Mexikanerin, die voller Hoffnung auf ein besseres Leben nach
Kalifornien aufbricht. Schlepper helfen ihr über die Grenze, sie kommt in Los Ange-
les an und findet sogar einen Job: Nachts putzt sie die Büros der Hochhaustürme.
Löhne und Arbeitsbedingungen sind skandalös, doch meisten der illegalen Einwan-
dererInnen fügen sich ihrem Schicksal.
»Bread and Roses«, der neue Film von Ken
Loach, der im Herbst auch in Deutschland
in die Kinos kommt, handelt von einer
Kampagne, die im vergangenen Jahr die
New Economy der USA überrollte: »Justice
for Janitors« kämpft für bessere Arbeitsbe-
dingungen der Putzleute. Es begann im
Frühjahr 2000 in Los Angeles mit einem
wochenlangen Streik von mehreren Tau-
send Putzleuten.

Im Schatten der New Economy
Während die Janitors jeden Tag auf den
Straßen von Downtown L.A. demonstrier-
ten und mit »Picketings« die Eingänge zu
den Bürotürmen blockierten, quollen in
den Hauptquartieren der High-Tech und
Entertainment-Industrie die Mülleimer
über. Die Hochglanzfassade spiegelte auf
einmal den Schmutz von elenden Arbeits-
bedingungen und ruchloser Profitsucht,
auf denen der Boom der 90er Jahre aufge-
baut war: Riesige Gewinnspannen, die
durch ein perfides System von” »Unterver-
trägen«, global operierenden Sub-Frimen
und einen Angriff auf die Rechte der über-
wiegend migrantischen Arbeitskraft in den
Dreckjobs im Schatten der »New Econo-
my« realisiert wurden.
Die Janitors von Los Angeles erkämpften
sich in wochenlangen, harten Auseinan-
dersetzungen eine gewaltige Erhöhung ih-
rer Stundenlöhne, die bislang nur einen
Bruchteil des US-Durchschnitts ausge-
macht hatten. Was aber wesentlich mehr
zählte, war die Würde und der Stolz, den
sich die Streikenden zurückeroberten: In
16 Städten der USA kam es den ganzen
Frühsommer über zu Arbeitskämpfen, an

denen sich über 100.000 Putzleute betei-
ligten. In diesem Jahr wird die »Justice for
Janitors« Kampagne schwerpunktmäßig
an der Ostküste geführt: Von den Putz-und
Sicherheitskräften, die an der Harvard
Universität wochenlang und mit Unterstüt-
zung der Studierenden kämpften, bis hin
zur bislang härtesten Auseinandersetzung
in Baltimore, Philadelphia und Nord-New
Jersey.
Bei »Justice for Janitors« geht es um
nichts weniger als eine zeitgemäße Be-
stimmung gewerkschaftlicher Arbeit in
Zeiten von Entgarantisierung, Überaus-
beutung und ethnischer Segmentierung
des Arbeitsmarktes. »Justice für Janitors«
bedeutet gewerkschaftliche Organisierung
an der Basis und in der Community, neue
Kampf- und Auseinandersetzungsformen,
und zu allererst die Wiederbelebung einer
alten Parole: Gleiche Rechte für alle!

Müsame Kleinarbeit
Valery Rey Alzaga ist eine der Gewerk-
schafterinnen, die »Justice für Janitors«
vor 16 Jahren in Denver starteten. »Wir ka-
men alle aus Lateinamerika«, erzählt sie
»und waren stark beeinflusst von der Ar-
beit der Basisgruppen dort. Mit dem vor-
herrschenden Bild der US-amerikanischen
Gewerkschaftsbewegung in den 80er Jah-
ren gab es wenig Gemeinsamkeiten. Ge-
werkschaften der Dienstleistungsindustri-
en, die anstatt die Interessen ihrer
Mitglieder zu vertreten, diesen bestenfalls
eigene Dienstleistungen anzudrehen ver-
suchten. In den 80er Jahren hatten die Ge-
werkschaften, unfähig die Basis zu organi-
sieren, fast alle ihre Macht verloren. In Los

Angeles, erzählt Valery, sei der Stunden-
lohn von 10 Dollar 60 auf 5,75 Dollar ge-
drückt worden. »Die ArbeiterInnen waren
jeder Fähigkeit beraubt, ihre Löhne zu ver-
teidigen.«
Die kleine Gruppe in Denver begann zu
diskutieren, wie Gewerkschaftsarbeit neu
zu bestimmmen sei. »Wer sind denn ei-
gentlich die Leute, die wir an der Basis zu
organisieren haben? Wie muss eine solche
Organisation aussehen, und die Kritik am
Gewerkschaftsapparat?« Alles begann in
mühsamer Kleinarbeit: »Wir sagten: Gehen
wir an die Arbeitsplätzen und erklären wir
den Leute, warum sie sich organisieren
sollen und vor allem, dass sie sich selbst
organisieren sollen! Und dann klopften wir
an die Haustüren der Leute. Wenn sie
meinten, sie wollten nicht mit uns spre-
chen, sind wir am nächsten Tag wiederge-
kommen. Irgendwann dann haben wir eine
Tasse Kaffee mit ihnen getrunken und über
die Probleme am Arbeitsplatz gespro-
chen.« Valerys Gewerkschaft LOCAL SEIU
ist die Dienstleistungsgewerkschaft in den
USA. Sie vertritt ArbeiterInnen, die sich um
die Instandhaltung von Gebäuden küm-
mern. Also nicht nur die Putzleute, son-
dern auch Portiers, Fensterputzer, Sicher-
heitsleute, die alle Teil dieser Industrie
sind.

Kampf um elementare Rechte
Am 15. Juni 1990 wurde in Los Angeles
eine Demonstration von Putzleuten, die
gegen die Arbeitsbedingungen bei einer
Vertragsfirma demonstrierten, von Polizei-
kräften brutal niedergeknüppelt. Die öf-
fentliche Empörung über diesen Vorfall

führte dazu, dass der Arbeitgeber ISS ge-
werkschaftliche Organisierung in seinen
Betrieben zulassen musste. Von da an war
die »Justice for Janitors«-Kampagne nicht
mehr zu stoppen: Der 15. Juni ist heute in
ganz USA und vielen Ländern dieser Welt
ein Aktionstag in Erinnerung an die Ereig-
nisse 1990.
Die Organisation von MigrantInnen, be-
sonders von illegalen MigrantInnen, die in
den prekären Jobs die große Mehrheit der
Arbeitenden ausmachen, ist schwierig.
»Der Kampf geht um elementare Rechte.
Erst waren es nur ganz wenige, die ihre
Angst überwanden und an den Demonstra-
tionen und den Streiks teilnahmen. Lang-

sam aber wurden es mehr.” Heute geht es
darum, für die sechs Milionen Illegalen in
den USA eine Generalamnestie zu erkämp-
fen. Der Koalition für eine Reform der Ein-
wanderungsgesetze haben sich inzwischen
auch große Gewerkschaften wie die AFL/
CIO, die bis vor kurzem als ausgesprochen
fremdenfeindlich verschrien waren, ange-
schlossen.
Gewerkschaften in Nordamerika und Euro-
pa stehen heutzutage vor einer bedeuten-
den Entscheidung, sagt Valery Rey Alzaga.
»Schliessen sie die MigrantInnen aus, weil
sie die Standards attackieren, oder begrei-
fen sie, dass die MigrantInnen Teil des ge-
meinsamen Kampfes sind?«

Die Gefahr von Belästigung und sexueller
Gewalt ist groß, denn diese findet überall
auf der Welt am häufigsten im privaten
häuslichen Bereich statt. Sich zur Wehr zu
setzen, ist nicht nur relativ aussichtslos,
da die Beweislast auf Seiten des Opfers
liegt, sondern hat mit der Offenlegung zu-
dem die Abschiebung zur Folge. Der Ar-
beitsbereich der Prostitution wiederum ist
prädestiniert dafür, mit Razzien überzogen
zu werden - wie jüngst in Frankfurt - da
sich in dieser von Gesetzes wegen halble-
galen Welt viele kriminelle Machenschaf-
ten abspielen, an der sich vor allem
diejenigen gesundstoßen, die noch keinen
einzigen Freier bedient haben. Vor allem
die illegalisierten Frauen sind die Leidtra-
genden dieser Razzien-Politik, sie werden
ausgewiesen und wenn möglich abgescho-
ben. Viele Frauen wissen um Bedingungen
und Risiken, sie entscheiden sich dennoch
bewußt für diese Migrationsstrategien (1).
Eine Frau, die sich hier als Haushaltshilfe
durchschlägt, formuliert es so: “Auch wenn
die Arbeit hart ist und du kaum etwas ver-
dienst, ist es hier immer noch besser als zu
Hause. In Marokko als Hausmädchen zu
arbeiten, ist die Hölle.” Die Motivationen
der Frauen sind sehr unterschiedlich. Man-
che wollen nur für eine bestimmte Zeit hier
arbeiten, um ihre ökonomische Situation
im Herkunftsland zu verbessern. Andere
hoffen, sich hier zum Beispiel über eine
Ehe ein besseres Leben aufzubauen. Häu-
fig ist die Verantwortung für die Familie,
insbesondere die Kinder eine der Triebfe-
dern für die Migration von Frauen. Viele
Frauen sind alleinerziehende Mütter, die
Väter haben sich jeglicher Verantwortung
und finanziellen Versorgung entzogen. Und
manche wollen einfach der Enge patriar-

chaler Familienstrukturen entkommen
oder bessere Einkommensbedingungen
suchen. Helma Lutz sagt in ihrem Text “Die
neue Dienstmädchenfrage im Zeitalter der
Globalisierung”: “Einige Forscherinnen be-
tonen darum die Notwendigkeit, die be-
treffenden Frauen nicht als passive
Wesen, als Opfer oder als strukturgeleitete
Marionetten zu begreifen, sondern als
agents of change.

Pionierinnentum
Sie sind, so schreibt etwa Mirjana Morok-
vasic, Pionierinnen, die Grenzen überwin-
den und eine enorme Mobilitäts- und
Risikobereitschaft haben, die auf diese
Weise Sende- und Aufnahmeländer verbin-
den und einen new global migration space
kreieren. Sie tragen nicht allein zum Unter-
halt ihrer Familien bei, sondern auch zur
Transnationalisierung von Lebensstilen
und zur Vervielfältigung von Konsum und
Kommunikation.” (2)
Gemein ist beiden Arbeitsbereichen, der
Haus- wie der Sexarbeit, die gesellschaft-
liche Abwertung. Die Prostitution ist bis-
lang noch nicht einmal als Arbeit
anerkannt. Möglicherweise nimmt der Ge-
setzgeber absehbar Änderungen vor, so
dass der Vertrag zwischen Prostituierter
und Freier nicht mehr sittenwidrig ist und
die Prostituierte sich kranken- und sozial-
versichern kann.

Halbfeudale Verhältnisse
Das ist zwar schon eine große Errungen-
schaft, aber allein dadurch lässt sich we-
der die Doppelmoral abstellen noch
gereicht es dazu, dass Migrantinnen ein
Aufenthalts- und Arbeitsrecht erhalten.
Dennoch ist die Abschaffung der Sitten-

widrigkeit die Grundlage dafür, überhaupt
eine Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis für
Prostituierte vergeben zu können.
Bei den Hausangestellten handelt es sich
nicht selten um ein halbfeudales Arbeits-
verhältnis, wenn die Bezahlung weniger
durch Geld sondern mehr durch freie Ko-
sten und Logis erfolgt. Das Abhängigkeits-
verhältnis gleicht dem zwischen HerrIn und
Magd. Der dauernde Zugriff auf die Ar-
beitskraft der Hausangestellten ist garan-
tiert, wenn sie dort wohnt. Eine große
Gruppe von Frauen arbeitet stundenweise
in verschiedenen Haushalten, Büros etc.
Das bedeutet für sie ständiges Wechseln
des Arbeitsplatzes, ein anstrengendes Ge-
flecht von verschiedenen Abhängigkeiten,
ständige Neuorganisation der Arbeit, teil-
weise weite Wege. Eine Interessenorgani-
sierung erscheint wegen des illegalen
Status, der Vereinzelung und Isolation be-
sonders schwierig, wenngleich es, europa-
weit, einige erfolgreiche Ansätze gibt (3).
Die gegenwärtige Situation von illegali-
sierten Hausangestellten und Prostituier-
ten ist geprägt von weitgehender
Rechtlosigkeit. Demgegenüber wäre eine
Greencard Regelung in dem Sinne, daß mit
dem Arbeitsplatz ein zumindest vorüberge-
hender Aufenthaltsstatus verbunden ist,
für die Frauen ein nicht unbedeutender
Fortschritt. Nicht zuletzt würden in diesen
Branchen ganz neue Möglichkeiten der In-
teressensvertretung geschaffen, auch
dann und für diejenigen, die von einer Le-
galisierung ausgeschlossen blieben. Eine
Greencardforderung sollte zudem die Per-
spektive auf einen Daueraufenthalt sowie
die Möglichkeit des Familiennachzugs ein-
beziehen. Jede Forderung nach Green-
cards folgt zweifellos der utilaristischen

Logik des Arbeitsmarktes. Dass der Staat
allenfalls solchen Personen Rechte gewäh-
ren will, die ihm nützlich erscheinen, muß
weiterhin kritisiert und kann zu Recht als
Leistungsrassismus bezeichnet werden.

Greencard für Prostituierte
Doch die Forderung entspricht den Bedürf-
nissen und Möglichkeiten vieler betroffe-
ner Frauen, sie “spielt” realpolitisch mit
der aktuellen Debatte, sie thematisiert
aufenthalts- und arbeitsrechtliche Min-
deststandards auch für diese nichtöffentli-
chen Arbeitsbereiche. Dies komplett zu
ignorieren und mögliche Fortschritt im Ver-
gleich zur bestehenden Situation nicht zu
sehen, kann allerdings nur die arrogante
Position derer sein, die sich nicht selbst in
einer solchen Lage befinden. Eine Green-
card-Regelung für Hausangestellte und
Prostituierte wäre in jedem Fall Ausdruck
einer Anerkennung dieser Arbeiten. Es gibt
einen Bedarf an Arbeitskräften in diesen
Bereichen und es kann nicht darum gehen,
diesen moralisch zu verurteilen oder als
notwendiges Übel abzutun. Sicherlich
könnten sich viele Frauen eine andere an-
genehmere, körperlich nicht so anstren-
gende Arbeit vorstellen. Sie sehen sich
gezwungen aufgrund fehlender Chancen-
gleichheit, der Abwertung ihrer erworbenen
Qualifikationen und der ausländerrechtli-
chen Restriktionen, in diesen Bereichen ihr
Geld zu verdienen.
Diese Migrationsstrategien von Frauen
sind aber eine soziale Realität und im Rah-
men dessen gilt es für faire Arbeitsbedin-
gungen, Mindestlöhne, Sozial-, Kranken-
und Rentenversicherung sowie Legalisie-
rungen zu kämpfen. Auch denjenigen, die
schon hier sind, sollte es möglich sein,

sich über einen Arbeitsvertrag zu legalisie-
ren oder über Amnestieregelungen wie es
sie in vielen anderen europäischen Län-
dern gibt.
Ein enormes Lohngefälle macht selbst
schlecht bezahlte Arbeitsplätze hier noch
interessant. Ohne an diesen ausbeuteri-
schen Bedingungen etwas beschönigen zu
wollen, halte ich es für wichtig, die Strate-
gien der Frauen zu respektieren. Denn die-
se frauenspezifischen Migrationsstrate-
gien beinhalten oft auch eine Form des Wi-
derstands von Frauen gegen die Verhält-
nisse, in denen sie leben. Mit Kreativität,
Durchsetzungs- und Durchhaltevermögen,
Mut und großer Flexibilität nutzen sie die
Kommunikations- und Transportstrukturen
der High-Tech-Gesellschaft und ziehen
dorthin, wo sie sich bessere Lebens- oder
Verdienstverhältnisse erhoffen.

Judith Rosner (agisra e.V.)

Anmerkungen

1. Bezüglich der Prostitution beziehe ich mich
hierbei auf die Gruppe von Frauen, die sich für
diese Arbeit entschieden haben und nicht dazu
gezwungen wurden. Auf Grund der weltweiten
ökonomischen Ungleichheit soll diese selbst-
bewusste Entscheidung nicht mit Freiwilligkeit
verwechselt werden.

2. aus Helma Lutz: Die neue Dienstmädchen-
frage im Zeitalter der Globalisierung, iks-
Münster, März 2000

3. Selbsthilfeorganisationen aus mehreren
Ländern haben sich in RESPECT zusammenge-
schlossen, einem europäischen Netzwerk mi-
grantischer HausarbeiterInnen

Dienstmädchenfrage
Putz- und Pflegedienste sowie Sexarbeit: Zwei Tätigkeitsfelder, die klassisch von Frauen erledigt werden, mitt-
lerweile meist von Migrantinnen, die oft illegalisiert in Deutschland leben und arbeiten. Froh, überhaupt eine
Arbeit gefunden zu haben, laufen sie gleichzeitig Gefahr, übelste Bedingungen vorzufinden. Zwar ist frau im
Haushalt als privatem Raum weitgehend geschützt vor dem Zugriff der Ausländerpolizei, gleichzeitig aber der
Willkür der ArbeitgeberInnen ausgesetzt.
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Die Konferenz MAKE
WORLD <BORDER="0"

LOCATION="YES">
im Oktober 2001 in Mün-

chen geht der Frage nach,
welche neuen Formen von

Subjektivität die gegen-
wärtig unter dem Schlag-

wort "Globalisierung"
zusammengefassten Ver-
änderungen der Wirklich-

keit hervorbringen.

Aber auch im Gegenzug:
Welche Rolle werden

Grenzen in den kulturel-
len, politischen und sozia-

len Dimensionen der so
genannten Informations-

gesellschaft spielen?

Die dramatischen techno-
logischen, politischen und

ökonomischen Verände-
rungen der 90er Jahre

können sich schließlich
nicht nur auf die abstrak-
ten Geld- und Warenströ-

me beziehen, sondern
haben gewaltige, mittel-

und unmittelbare Auswir-
kungen auf das Leben der

Menschen in der ganzen
Welt.

<BORDER="0"
LOCATION="YES">

besteht aus ein drei- bis
viertägiges Kernereignis
vom 17. bis 21. Oktober

2001 in München, um das
herum diverse Veranstal-

tungen, Ausstellungen,
Events und Workshops

gruppiert werden.

Zahlreiche Panels bear-
beiten entlang von vier

Pfaden die Themen:
»Arbeit ohne Grenzen«,

»Virtual Borders«, »Open
Source und freies

Fluten«, »Under global
Construction«. Erstmals

vorgestellt wird auch ein
öffentliches Interface:

jeder mensch ist ein
experte!

Veranstaltungsorte sind
Muffathalle München und

die Medienkunstgalerie
Lothringer13.

http://make-world.org

New Actonomy
Seattle, Melbourne, Prag, Nizza, Davos, Quebec, Göteborg, gerade eben Genua und
bald Qatar. Auf den ersten Blick hat es den Anschein, als würde eine neue globale
Protestgeneration auf den Plan treten, die es ausgerechnet mit der von 1968 auf-
zunehmen hat. Lange aber noch kein Grund, sich Illusionen hinzugeben. Die New
Actonomy besteht aus einer Vielzahl verschiedenster Aktivitäten.
Die großen sozialen Bewegungen des ver-
gangenen Jahrhunderts wirken ausgelaugt
und inhaltlich wie strukturell verbraucht.
Die komplexen Zusammenhänge einer im-
mer enger vernetzten globalen Ökonomie
und immer weiter ausdifferenzierter Le-
bensverhältnisse wirken immun gegen jeg-
liche Form der Kritik. Das Feld des Politi-
schen ist in Tausende von Einzelbildern
zerfallen, und trotzdem bricht sich ausge-
rechnet in diesem Durcheinander ein Akti-
vismus mit neuartigen politischen Artikula-
tions- und Handlungsweisen Bahn.
Gemeinsam ist diesen Ansätzen, dass sie
äußerst flexibel und mit einer taktischen
und strategischen Pluralität operieren so-
wie einen zeitgemäßen Begriff von Solida-
rität und Selbstbestimmung suchen, der
unmittelbare und lokale Auseinanderset-
zungen mit dem Globalen koppelt oder
kurzschließt.

Immaterielle Sabotage
Widerstand kommt immer vor der Macht
und Sabotage kommt von Sabot, einem
heimlich in die Maschine eingeschleusten
Holzschuh, der die Produktion vorüberge-
hend blockiert. Wie der reguläre Streik
zielt die Sabotage unmittelbar auf den
Profit des Unternehmens ab, um die Erfül-
lung bestimmter Bedingungen zu errei-
chen. Vor allem dann, wenn Arbeitern das
Streikrecht versagt, entzogen oder un-
brauchbar gemacht wurde, war Sabotage
ein probates, wenngleich illegales Mittel
innerbetrieblicher Auseinandersetzungen.
In den aktuellen politischen Auseinander-
setzung gibt es eine Reihe von Parallelen
zur Situation Ende des vorletzten, Anfang
des letzten Jahrhunderts.
Sabotage steht im radikalen Widerspruch
zu repräsentativen Formen der Auseinan-
dersetzungen in den institutionalisierten
Kontexten der Arbeiterbewegung. Diese
blieben immer auf den Nationalsstaat be-
zogen, während gleichzeitig und immer
wieder spontane, un- oder gar besser orga-
nisierte Formen von Widerstand ein globa-
les Klassenbewusstsein ausdrückten. Ak-
tuelle Aktionsformen versuchen eine
Neubestimmung von Sabotage als sozialer
Praxis und zwar nicht in herkömmlichen,
destruktiven Sinne, sondern als eine kon-
struktive innovative und kreative Praxis.
Diese Konstruktivität ist eine organ- und
organisationslose Bewegung in vielen ver-
schiedenen Perspektiven. In einer Bewe-
gung der Bewegungen geht es darum, die
verschiedenen Kämpfe miteinander kom-
munizieren zulassen, und zwar egal ob sie
gerade alt oder neu genannt werden, so
sie physikalisch stattfinden und wie sie en-
den werden. Es geht um selbstbestimmtes,
vernetztes Denken, das ausdrücklich ver-
schiedene Herangehensweisen und Ver-
knüpfungen vorantreibt und sich als sozia-
le Auseinandersetzung unmittelbar auf die
Produktionsebene bezieht und konstitutiv
ist für einen kollektiven Aneignungspro-
zess von Wissen und Macht.

Rules for the New Actonomy
Die Zeit ist abgelaufen für jede Form von
Reformismus. Wir leben im goldenen Zeit-
alter von unwiderstehlichem Aktivismus.
Beschleunige deine Politik! Setz dir ein
Ziel, das innerhalb von drei Jahren erreicht
und innerhalb von 30 Sekunden formuliert
werden kann. Geh raus und mach es! Ver-
zweifele bloss nicht! Krieg dein verdamm-
tes Vorhaben auf die Reihe, und schlag
los! Widerstand muss auf den ersten Blick
verführerisch sein. Die moralischen
Schutzwälle des globalen Kapitalismus
sind löchrig wie nie zuvor, die Konzerne ge-
schwächt durch ihre endemisch verbreite-
ten, schmutzigen Geschäfte, verrückt nach
nichts anderem als Profit. Je schneller die
Verhältnisse sich ändern, desto radikaler
müssen wir vorgehen.
Die zuletzt liberal-grüne Idee eines Kapita-
lismus, der von innen heraus verändert
werden könnte, hat sich ein für alle Mal er-
ledigt. Nicht weil die Vorreiter des »Dritten
Weges« Verrat an der guten Sache began-
gen hätten. Nein - einfach deswegen, weil
deren Projekt die Zeit verloren hat. Globale
Systeme befinden sich in einem Zustand

permanenter Revolution, ebenso wie sub-
versive Politik. Niemand kann da mehr mit-
halten, weder Konzerne und erst recht
nicht Institutionen. Längst ist es zu spät
für dezente Planungen, weil es die Zeit ein-
fach nicht mehr gibt, die allein für das Ein-
bringen eines Planes notwendig wäre. Die-
se Tatsache hat die Baby-Boomer-
Generation zu solchen Kontroll-Freaks mu-
tieren lassen. Politik ist reduziert auf Pa-
nikreaktionen.

Panikreaktionen
Zukunft wird andauernd neu definiert und
neu verhandelt. Globale Systeme sind in
einem flüssigen Zustand zwischen Revolu-
tion und Reaktion - ebenso wie subversive
Politik. Die Gesellschaft ändert sich viel
schneller, als irgendeine seiner Institutio-
nen dies vertragen könnte. Kurz: Niemand
kann mehr mithalten und genau hierin
liegt der Wettbewerbsvorteil der mobilen,
vernetzten Aktivisten von heute.
Anstatt nun über das Verschwinden der Po-
litik, des Öffentlichen, der Revolution etc.
zu jammern, konzentrieren sich Aktivisten
von heute auf das schwächste Glied in der
Kette, das schließlich die gesamte Stärke
eines Systems ausmacht. Dies ist der
Punkt, an dem sich das Konzern-Image in
der wirklichen Welt materialisiert, allge-
genwärtig und abstrakt wird.
Schließ die Allgemeinplätze über den Wi-
derspruch von Realem und Virtuellem kurz!
Auf zu etwas anspruchsvollerer Dialektik!
Alles hängst sowieso irgendwie zusam-
men, und die Macht regelt erbarmungslos
den Zugang zu den Ressourcen. Wirf eine
Torte, schreib ein Programm! Besuch die
Aktionärsversammlung, aber mach dich
zuerst kundig. Was zählt ist der Schaden
auf dem Feld des Symbolischen, gleich ob
real oder virtuell.

Rigorose Vernetzung
Die New Actonomy besteht aus Tausenden
von kleinen und kleinsten Aktivitäten, die
alle für sich selbst genommen äußerst be-
deutsam, selbst organisiert und selbstver-
ständlich nachhaltig sind. Hierfür brau-
chen wir keinen Generalplan oder eine
hübsche Startseite - erst recht keine Partei
oder Organisation. Es reicht völlig, die
neuen Dynamiken zu verstehen und auszu-
nutzen.
Kreiere und verbreite deine Botschaft mit
allen zur Verfügung stehenden Logiken,
Werkzeugen und Medien! Die New Actono-
my besteht vor allen Dingen aus einer rigo-
rosen Vernetzung aller bestehender Aktivi-
täten. Deren Verschiedenheit wiederum
fordert dazu heraus, nicht-hierarchische,
dezentrierte und deterritorialisierte An-
wendungen zu erfinden und miteinander zu
verknüpfen.
Gesetzmäßigkeiten der semiotischen Gue-
rilla: Flucht nach vorne, Angriff und Rück-
zug, Kodieren und Löschen! Stelle ebenso
präzise wie bescheidene Forderungen auf,
die dem Gegner einen Schritt zurück ge-
statten, ohne das Gesicht zu verlieren.
Die sozialen Bewegungen des letzten Jahr-
hunderts haben es mit dem Nationalstaat
aufgenommen und dessen Macht streitig
gemacht. In der New Actonomy kämpfen
die Aktivisten vornehmlich gegen Konzerne
und gegen eine neue Form globaler Souve-
ränität und wohlgemerkt: nicht gegen Glo-
balisierung. Ziel ist nicht mehr, die Macht
zu erlangen, sondern die Art und Weise zu
bestimmen, wie sich Dinge verändern und
warum. Grundsätzlich geht es darum, die
Macht lächerlich zu machen, die Korrupt-
heit der Macht sichtbar zu machen - und
zwar in der schrillen, machtvollen, angriffs-
lustigen und schönsten Sprache der Sym-
bole.

Schritt zurück
Dann einen Schritt zurück, damit die Ver-
änderungen überhaupt erst Platz haben,
sich breit zu machen. Lass andere dies
tun, wenn sie unbedingt wollen. In dieser
Phase gibt es keinen Anlass, in direkten
Dialog zu treten. Der Austausch auf dem
Feld der Medien kann diese Aufgabe ge-
trost übernehmen. Komplexe Gesellschaf-
ten verfügen über genügend Vermittler und

Schnittstellen. Benutze sie! Indirekter
Kontakt mit der Macht beeinflusst deine
Radikalität solange nicht, wie du deine
Würde aufrecht und auf dem aktuellen
Stand hältst - sowohl als Einzelperson wie
als Gruppe.

Content-Viren
Radikale Forderungen sind nicht von vor-
neherein Indiz für ein dogmatisches Glau-
bensbekenntnis - auch wenn das durchaus
der Fall sein kann. Sofern gut formuliert,
sind sie starke Zeichen, die tief eindringen
in eine verwirrte postmoderne Subjektivi-
tät, die so empfänglich ist für verfängliche
Phrasen, Logos und Marken. Erfinde und
verbinde so viele Intentionen, Motivatio-
nen und Begründungszusammenhänge wie
möglich!
Ein Content-Virus kann heute über Nacht
Millionen erreichen, wenn es wirklich
durchdacht ist. Nütze all deine Zeit, um
herauszukriegen, wie ein Thema verpackt
werden muss, um auf einer Reise durch
Zeit und Raum in einer Vielzahl kultureller
Kontexte zu verfangen. Der Widerspruch
zwischen »Small is beautiful« und »Sub-
versive Economies of scale« verschiebt
sich ständig. Low-Tech und kostenlose
Projekte haben viel Charme, aber in den
meisten Fällen lassen sie die nötige Präzi-
sion und Kreativität vermissen, um auch
wirkungsvoll am schwächsten Glied der
Kette anzusetzen. Mach dich bereit, auch
mit Geld zu arbeiten! Du wirst es zumin-
dest für eine entsprechende Ausrüstung
gebrauchen können.
Denke effizient und nutze den Stab und die
Infrastruktur auf Seiten des Gegners! Aktiv
sein in der New Actonomy heißt: Kosten
sparen und direkt auf den Punkt kommen.
Eine Kampagne muss höchsteffizient sein
und nicht nur auf der eigenen Stärke beru-
hen, sondern auch die Kräfte aller Verbün-
deter und Gegner einbeziehen. Outsour-
cing ist eine Waffe. Es heißt einfach nur,
jemand anderen die Probleme zu überant-
worten, die ich selbst nicht am besten lö-
sen kann.
Denk daran, dass du nicht weit kommst,
ohne eine angemessene Infrastruktur mit
Büros, Server, sowie legalen Rahmenbe-
dingungen, um Geld einzunehmen und
auszugeben. Diese institutionellen Erfor-
dernisse können ziemlich flexibel gehand-
habt werden: Du musst sie nicht besitzen,
denn das einzige, was du brauchst, ist Zu-
gang im Vorübergehen, so dass du die Ma-
schinen für deine Zecke und dein speziel-
les Projekt einsetzen kannst.

Das Drama
Aktivisten wählen heutzutage vielschichti-
ge, vielfältige und vielstimmige Ausdrucks-
weisen, die weit über das eigentliche Ziel
der jeweiligen Kampagne oder einer kon-
kreten Auseinandersetzung hinausschie-
ßen. Dies birgt Einsichten und Bereiche-
rungen, die weit über das hinausreichen,
was gerade im Moment zugänglich
scheint. Dieser Mechanismus setzt eine
Wiederaneignung rhizomatischer Mirko-
Politik voraus, die einst aufkam als Ant-
wort auf die zentralisierte Makro-Politik
der zerfallenden Kommunistischen Partei-
en in den 70ern.
Agiere in einem klar umrissenen Raum mit
einer eindeutig bestimmten Kraft! Drama-
turgie ist eine Selbstverständlichkeit. Eine
konturierte Kampagne besteht aus klar
umrissenen Episoden mit einem Anfang
und einem Ende, einer sanften oder har-
schen Eskalation und einem finalen Show-
down. Wichtig ist, die Gesetzmäßigkeiten
des Auftauchens, Verschwindens und Wie-
derkehrens zu akzeptieren. Bleib nicht
hängen in Strukturen, die auf dem abstei-
genden Ast sind. Sei bereit, dich fortzube-
wegen, und dabei die Infrastruktur der vor-
angegangenen Kampfzyklus mitgehen zu
lassen, oder zumindest den Zugang dazu.
Eine Kampagne findet an einer Vielzahl
von Orten statt und verweist daher in
durchaus positiver Manier auf Globalität
und Globalisierung. Eine Globalisierung,
die nicht einen leeren, endlos erweiterten
Markt darstellt, sondern voll ist von der En-
ergie der Menschen.

Lass dich nicht erpressen! Wenn der Geg-
ner in die Offensive zu gehen versucht,
mach einen Schritt zur Seite oder nach vor-
ne! Zieh alle Möglichkeiten in Betracht!
Hauptsache, keine Panik! Aber machen wir
uns auch nichts vor: Niemand braucht Cy-
berhelden, du bist kein einsamer Hacker
mehr! Die Antwort eines Konzerns mag
härter sein als ursprünglich erwartet. Es
könnte also mitunter besser sein, einer di-
rekten Konfrontation aus dem Weg zu ge-
hen. Was aber unter allen Umständen zu
vermeiden ist: sich auf die Medien oder
andere Vermittler zu verlassen. Ignoriere
deren Ratschläge! Am Ende bist du doch
nichts als eine weitere Kurzmeldung für
sie. Dann lieber eine Stufe kleiner, nach-
geben, neue Kräfte sammeln, das Netz-
werk wieder hochfahren, tief schürfen an
allen Ecken und Enden des Netzes, um so-
gleich die Gegen-Kampagne zu starten!
Besser sich selbst minorisieren, als dass
es der Gegner tut.
Programmiere und kompiliere subjekt-ori-
entierte Kampagnen! Viele Menschen re-
den zur Zeit von einem globalen Aufstand,
der gerade erst begonnen habe und sicher
nicht darauf beschränkt bleiben werde,
Straßenschlachten mit den drei Abkürzun-
gen hinterherzulaufen: WB, WTO und IWF.
Die brennende Frage der Bewegung aber
lautet: Welche neuen Formen von Subjek-
tivität werden aus den gegenwärtigen
Kämpfen entstehen? Wenn schon alle wis-
sen, was zu tun ist, wer weiß schon noch,
wofür eigentlich gekämpft wird und war-
um? Aber vielleicht spielt das gar keine
Rolle mehr: Vernetzter Aktivismus ist von
betörender Fragilität. Es bedeutet: alle
Ziele andauernd zu revidieren und neu zu
definieren.

Ignoriere die Geschichte
The Revolution will be Open Source or Not.
Selbstbestimmung ist etwas, was geteilt
werden sollte. Sobald du auf einem be-
stimmten Gebiet eine gewisse Stärke ver-
spürt, kannst du diese produktiv machen
als ein positives, kreatives und innovatives
Vermögen. Diese Macht birgt schier un-
glaubliche Möglichkeiten und produziert
wieder und wieder unerwartete und unkal-
kulierbare Effekte.
Ignoriere die Geschichte! Bezieh dich
nicht auf irgendeinen Vorgänger. Kill the
darling! Versteck deine Bewunderung für
Schriftsteller, Künstler und andere vertrau-
te Typen! Du musst dich nicht dadurch le-
gitimieren, dass du den richtigen Theoreti-
ker oder Rapper zitierst. Sei skrupellos
modern, das heißt: Ignoriere organisierte
Moden, denn du hast genug mit anderen
Dingen zu tun. Überlass in der Zwischen-
zeit anderen, die Techno-Religion zu predi-
gen. Verbirg deine Vorlieben für alles, was
neu und cool ist. Nutze es einfach! Rekla-
miere von den Konzernen das Recht auf
die Zukunft! Und denk daran: Die Konzer-
ne sind Dinosaurier.
Lies so viel Business-Literatur wie möglich
und hab keine Angst, sie könnte dich be-
einflussen. Sie wird es. Wenn du genug
Verstand und Überzeugungen hast, kannst
du mit diesem bisschen Ideologie spielend
umgehen. Vergiss nicht, dass Aktivismus
und Unternehmergeist einiges gemeinsam
haben. Sei's drum! Zieh Nutzen aus deinen
unbegrenzten Fähigkeiten, dich immer
wieder zu verändern.
Mit der richtigen Einstellung kannst du
jede Form von Integration überleben. Be-
freie dich von der Idee, dass gegnerische
Konzepte deinen Kampf kompromittieren
könnten. Du musst dich nicht selbst über-
zeugen und erst recht nicht deinen Gegner.
Die Herausforderung besteht darin, dieje-
nigen zu involvieren, die noch nicht Teil der
Auseinandersetzung sind. Die Herausfor-
derung besteht darin, Ressourcen zu nut-
zen, die dir vielleicht nicht wirklich gehö-
ren, aber dir gehören könnten.
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